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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Heinz Hufnagl: Einen wunderschönen guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie zur etwas ungewöhnlichen Hochsommerzeit hier im Wiener Landtag recht herzlich willkommen heißen und damit die 11. Sitzung in dieser Legislaturperiode eröffnen.

Es sind eine Reihe von Kolleginnen und Kollegen entschuldigt: Später in die Sitzung kommen werden Abg Martina Ludwig und Abg Dipl‑Ing Dr Pfleger. Für den gesamten Verlauf entschuldigt sind Frau Abg Mag Anger-Koch, Frau Abg Mag Antonov, Herr Abg Mag Chorherr, Herr Abg Dampier, Herr Abg Mag Ebinger, Frau Abg Frank, Herr Abg Hoch, Herr Abg Kenesei, Herr Abg Mahdalik, Herr Abg Mag Stefan, Herr Abg Strobl, Herr Abg Wutzlhofer und Herr StR Herzog.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 03224-2007/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Wolfgang Ulm gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Mit der Einführung der Waste Watchers existiert nunmehr in Wien ein "Fleckerlteppich" an Ordnungsdiensten und Überwachungstruppen. Werden Sie sich als Landeshauptmann dafür einsetzen, die landesgesetzlichen Rahmenbedingungen zwecks Schaffung eines einheitlichen kommunalen Ordnungsdienstes [bzw Stadtwache] zu schaffen?)
Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich begrüße Sie besonders herzlich! Wir sind jedenfalls bei der gewünschten Landtagssitzung anwesend! (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Zunächst möchte ich sagen, dass ich im Hinblick auf die Vielfalt der Ordnungsdienste, die es in dieser Stadt gibt, den Begriff „Fleckerlteppich" nicht gewählt hätte! Dennoch ist es gut, dass Sie mit diesem etwas bildhaften Ausdruck darauf hinweisen, dass es heute in der Stadt schon eine ganze Menge an Ordnungsdiensten gibt. Und ich bewerte sie auch relativ unterschiedlich. So haben etwa die Aufsichtsorgane bei den Wiener Verkehrsbetrieben eine sehr spezifische Aufgabe, nämlich zu schauen, dass tunlichst niemand ohne Fahrschein fährt, wobei ich auch nicht verhehle, dass gerade die so genannten „Schwarzkappler" zwar nicht explizit, aber implizit im Verständnis der Leute zunehmend auch eine Ordnungsfunktion haben, vor allem seit man in den 
U-Bahnen auch durchgehen kann. Da sind die Leute nämlich sehr zufrieden, wenn sie quasi auch jemanden in Uniform sehen, denn das vermittelt sicherlich ein gewisses Gefühl der Sicherheit.

Ich persönlich bin durchaus der Auffassung – ohne das in einer Fragestunde jetzt allzu sehr überdimensionieren zu wollen –, dass hier, wie wir wissen, durchaus Handlungsbedarf besteht, etwa wenn ich an die zwei verschiedenen Aufsichtsorgane im Bereich des ruhenden Verkehrs denke. Aber das ist sicherlich eine ausdehnbare Geschichte, welches Etikett auch immer man später dafür wählt. Unbestritten ist das klare Bekenntnis zum Gewaltmonopol des Staates, also zu den Aufgaben der Polizei. Ich denke, dass man gerade auch im Zusammenhang mit der Neueinführung eines Ordnungsdienstes etwa im Bereich der MA 48 darüber reden können und müssen wird, wie man hier zu einheitlicheren Strukturen kommt.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die 1. Zusatzfrage kommt von Kollegen Dr Ulm. – Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich freue mich auch sehr darüber, die erste Frage jetzt bei dieser historischen Sitzung an Sie richten zu können! Der Herr Magistratsdirektor hat mich aufgeklärt, dass erstmals seit 1949 eine zweite Lesung nicht in der gleichen Landtagssitzung stattfindet.

Es ist in der Tat so, dass wir jetzt eine Fülle von Ordnungsdiensten haben. Sie haben bereits die U‑Bahn‑Aufsicht angesprochen, wir haben „Help U" am Karlsplatz, wir haben die Rathauswache, die regelmäßig Sicherheitsdienstleistungen, unter anderem beim UVS, erbringt. Wir haben die „Blaukappler", wir haben die „Weißkappler", und jetzt bekommen wir auch noch 
„Orangekappler", nämlich die „Waste Watchers".

Ich finde, dass es an sich erfreulich ist, dass Sauberkeit und Sicherheit in dieser Stadt einen größeren Stellenwert bekommen. Das ist ganz in meinem Sinne! Ich meine aber doch, dass es jetzt schön langsam an der Zeit wäre, dass man zu einer Vereinheitlichung kommt. Das muss dann ja nicht „Stadtwache“ heißen, aber ich glaube, es wäre doch eine Effizienzsteigerung, und wir hätten Synergieeffekte, wenn wir uns durchringen könnten, eine einheitliche Stadtwache auf die Beine zu stellen. (Zwischenruf von Abg Harry Kopietz.) Das wäre aber eine Möglichkeit!

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Es ist ein wunderbares Gefühl, Anfang Juli das Bewusstsein zu haben, dass hier Geschichte geschrieben wurde und wird! (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Ich gehe davon aus, dass dies auch in den Historien dieser Stadt Niederschlag finden wird. Ich würde mir wünschen, dass überall auch die Namen aufscheinen, sodass man später auch weiß, wer für diese wahrhaft historische Situation und Stunde verantwortlich ist! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ich fürchte, ich werde in der Liste nicht aufscheinen! (Zwischenruf bei der SPÖ.) Wenn Sie das so sehen, dann muss eine Tafel angefertigt und im Foyer angebracht werden! Das wäre ein vernünftiger Platz! 

Was nun die Ordnungsdienste betrifft, so habe ich prinzipiell nichts gegen Vielfalt in der Einheit: Mir persönlich gefällt das bunte Bild von Kapperln ganz gut! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich finde das irgendwie ganz nett! (Zwischenruf bei der ÖVP.) Sie sind ja plötzlich für einen Einheitsbrei von Wacheeinrichtungen! Ich bin ganz fassungslos! Ich finde das wirklich erstaunlich!

Aber natürlich stimme ich Ihnen bei, dass man einmal darüber reden sollte, wie man zu einer Regelung kommt, die zu einer gewissen Vereinheitlichung auf gleicher Rechtsgrundlage und unter den Prämissen, die ich vorhin genannt habe und die für mich unausweichlich sind, führt, damit man jedenfalls zu einer einheitlicheren Präsentation für die Bevölkerung kommen könnte. Das würde, glaube ich, organisatorisch einiges bringen, aber natürlich auch im Hinblick auf das Ansprechgefühl und das Sicherheitsgefühl der Leute.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 2. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Matiasek. – Ich bitte darum.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Es freut mich, dass Sie jetzt zwischen den Zeilen auch ein Bekenntnis zumindest für eine Vereinheitlichung dieser Ordnungsdienste abgelegt haben, weil ich glaube, dass das vom Verwaltungstechnischen, aber letztlich auch von den Kosten her sicherlich etwas Positives wäre. Auch die Polizei hat ja sehr unterschiedliche Aufgaben, und ich denke mir, dass es durchaus möglich wäre, hier in Wien einen einheitlichen Ordnungskörper mit sehr unterschiedlichen Aufgaben zu schaffen.

Zu dem zuletzt installierten Dienst darf ich anmerken, dass ich es da mit Doris Knecht halte, die diese beiden Wortschöpfungen „Waste Watchers" und „Kehr-Force" durchaus als Wortmüll bezeichnet hat. Ich meine, man sollte sich auch bei der Bezeichnung ein bisschen um Übersicht bemühen. Warum kann man diese Ordnungskörper nicht mit einem deutschen Begriff ansprechen?

Herr Landeshauptmann! Die Installierung dieser letzten Einrichtung hatte ja auch eine Vorlaufzeit. Ich möchte jetzt noch anmerken, dass man auch die Bekämpfung des wilden Plakatierens dieser Truppe zuordnen könnte, denn das führt ja in weiten Bereichen auch zu Problemen mit dem Stadtbild.

Für welche anderen Bereiche haben Sie noch angedacht, diese durch entsprechende Ordnungskörper in dieser Stadt überwachen und kontrollieren zu lassen, damit entsprechende Probleme gelöst werden können?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Ich würde vorschlagen, dass wir entsprechende Maßnahmen – ich weiß nicht, ob ich das jetzt noch sagen darf – Step-by-step setzen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Schritt für Schritt!) Ja! Schritt für Schritt! Danke vielmals! Ich habe gewusst, bei Deutsch kann ich mich verlassen. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich darf darauf aufmerksam machen, dass es diese „Waste Watchers“ noch gar nicht gibt, weil das entsprechende neue Gesetz noch gar nicht beschlossen wurde. Es ist in diesem Zusammenhang in erster Linie zunächst darum gegangen, ein Grundkonzept zu erstellen. Das ist geschehen, das war aber auch deswegen nicht ganz einfach, weil es sich dabei nicht nur um eine entsprechende Kooperation magistratischer Dienststellen oder ausgelagerter Bereiche, wie etwa der Wiener Verkehrsbetriebe, handelt, sondern weil vor allem auch die Zusammenarbeit mit den ÖBB gesucht werden musste. Darauf möchte ich bei dieser Gelegenheit noch einmal hinweisen. Wenn man sich nämlich den müllmäßigen Zustand mancher Bahnhöfe und Bahnhofsgelände anschaut, dann muss ich sagen, dass die Mülldeponie am Rautenweg wesentlich feiner und ordentlich aufgeräumt ist als manche Bahnhöfe und Bahnhofsgelände! Daher war es aus meiner Sicht sehr wichtig, dass wir das in gemeinsamer Verantwortung mit den ÖBB machen.

So gesehen, ist das eine gute, wichtige und richtige Sache. Installieren wir sie und schauen wir dann weiter!

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage kommt von Frau Mag Vassilakou. – Ich bitte darum.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich meine, dass sich über das Uniform-Design Berufenere austauschen sollen, da die Stadt vordringlichere Aufgaben zu bewältigen hat, als Wachkörper ad infinitum ins Leben zu rufen, um alle möglichen Lebensbereiche in den Griff zu bekommen!

Ich möchte mich deshalb einer anderen Einheit zuwenden, von der ich glaube, dass sie viel wesentlicher ist, nämlich der Polizei. – Sie werden morgen eine Pressekonferenz gemeinsam mit Innenminister Platter abhalten, und in den letzten Tagen hat es Debatten gegeben, dass die Wiener Polizei mehr Zuwanderer, mehr Menschen mit Migrationshintergrund und Fremdsprachenkenntnissen, braucht. 

Werden Sie sich beim Herrn Innenminister bei dieser Gelegenheit dafür einsetzen, dass auch er sich öffentlich dafür ausspricht, dass die Polizei für Menschen mit Migrationshintergrund geöffnet werden soll?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Vorsitzende! 

Ich gebe Ihnen wirklich recht und sage reinen Herzens, dass es viel Berufenere als mich gibt, um über Kleidungs-Design zu reden, gar keine Frage! Ich muss ganz offen sagen, dass ich diesbezüglich nicht viel Ehrgeiz und auch keine Eitelkeit habe.

Ich weiß allerdings nicht genau, ob ich das im Zusammenhang mit der Frage der Sauberkeit in der Stadt genauso sehen würde, denn ich halte dieses Basic gerade für eine Stadt wie Wien für sehr essentiell. Und wenn man beobachten kann und muss, dass es in diesem Bereich Veränderungen gibt, die jedenfalls von einer überwiegenden Mehrheit der Wienerinnen und Wiener nicht gewünscht wird, dann muss man – durchaus auch detailreiche – Maßnahmen setzen!

Ich bin der Frau Umweltstadträtin durchaus dankbar, dass sie sich dieser Mühe unterzogen hat. Natürlich kann man sagen, dass das ihre Aufgabe ist. Diesfalls hat sie aber, mit Sicherheit über ihre Aufgabe hinausgehend, sehr gute Arbeit geleistet. Wir alle wissen nämlich, dass es hinsichtlich größerer Bereiche wie etwa im Zusammenhang mit Bahnhofsneubauten nicht immer ganz leicht war, mit den ÖBB entsprechende Verhandlungen zu führen und wirklich im Detail zu einem Ergebnis zu kommen. Das ist jedenfalls erwähnenswert und belobigungswert.

Was die Polizei selbst betrifft, könnte man natürlich sagen, dass die Wiener Polizei wahrscheinlich jetzt andere Sorgen hat, als Österreicher mit Migrationshintergrund aufzunehmen. Nichtsdestotrotz halte ich es in Anbetracht des Prozentsatzes, den es an Ausländern in der Stadt gibt, und auch des Prozentsatzes an Österreicherinnen und Österreichern mit Migrationshintergrund, die hier leben, für sehr vernünftig, Österreicher und Österreicherinnen mit Migrationshintergrund bei der Polizei aufzunehmen. Das scheint mir aus verschiedensten Gründen sehr wichtig zu sein, wobei es hiebei wahrscheinlich weniger um Sprachprobleme als um die Frage des vertrauensvollen Umgangs geht. Meinem Verständnis der Arbeit der Wiener Polizei würde das jedenfalls entsprechen!

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt von Abg Dr Ulm. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Die Polizei hat vielleicht auch andere Sorgen, als sich um die Verunreinigung des öffentlichen Raums und um andere Ordnungswidrigkeiten zu kümmern. Werden Sie in Gesprächen mit dem Innenminister auch eine Evaluierung der Aufgabenverteilung zwischen Polizei und Stadt Wien ansprechen?

Zur Zeit haben die Bundespolizeidirektion Wien beziehungsweise die Sicherheitswachkörper zehn Wiener Landesgesetze und sechs ortspolizeiliche Verordnungen zu vollziehen und zu überwachen. Grund für diese Kompetenzübertragung sind Bestimmungen aus den 60er Jahren, als die Situation noch eine andere war. Die 
Agenden der örtlichen Sicherheitspolizei sind an sich eine Aufgabe der Stadt Wien. Historisch wurde das aber an die Bundespolizeidirektion übertragen. Ich glaube allerdings, dass es einzelne Themenbereiche gibt, die relativ fern von der Kernaufgabe der Bundespolizei sind, sodass man Überlegungen anstellen sollte, wie man zu einer Entflechtung kommen und Aufgaben für den eigenen Bereich des Landes oder der Gemeinde letztlich von einer eigenen Stadtwache vollziehen lassen kann.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Jetzt kehren wir wieder zurück an den Beginn einer langen Diskussion, die wir geführt haben, denn vieles davon ist keineswegs Wien-spezifisch, sondern das teilen wir mit den anderen Bundesländern. Dort erfolgte zu einem nicht unerheblichen Teil die kompetenzmäßige Weitergabe an die Bezirkshauptmannschaften. Auch in Städten mit eigenem Statut ist eine ähnliche Situation vorzufinden: Sie haben teilweise so genannte eigene Stadtwachen, zum überwiegenden Teil geschieht aber dasselbe wie in Wien, dass nämlich Aufgaben an die Bundespolizei übertragen wurden.

Ich möchte aber doch festhalten, dass wir das, was Sie einfordern, in der Vergangenheit auch getan haben: Wir haben hier, wie auch die anderen Bundesländer, eine Reihe von Verwaltungsaufgaben der Polizei übernommen, etwa das Meldewesen und das Passwesen und auch sehr viele andere Bereiche.

Dabei sehe ich aber auch eine Situation, die mir nicht gut gefällt, und das hat folgenden Grund: Man argumentierte damit, dass die Polizei ihren genuinen Aufgaben nachkommen soll, und unter genuinen Aufgaben verstehe ich im Prinzip alle in Gesetzen festgelegten Aufgaben, die der Polizei zugeteilt wurden. Der Sprachgebrauch ist aber, wie ich annehme, auch bei Ihnen ein bisschen anders, und man sieht die Verbrechensbekämpfung sozusagen als Kerngeschäft der Polizei. Diese Sichtweise will ich auch gar nicht bestreiten.

Aber wenn Personal aus dem Verwaltungsbereich, im gegenständlichen Fall aus der Sicherheitsverwaltung, eingespart wird, weil die Gemeinden oder die Länder Aufgaben übernommen haben, dann sollte dieses Personal auch für die Verbrechensbekämpfung eingesetzt werden! Die Realität der Vergangenheit war aber, dass einfach eingespart wurde! Es gab einen Sparkurs gerade auch bei der Polizei, der sich aus meiner Sicht heute bereits nachteilig auswirkt, und zwar nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich. Dazu kann man jeden einzelnen Landeshauptmann, unabhängig von seiner politischen Couleur, befragen. Damit ist man hinsichtlich der Befriedigung der tatsächlichen Sicherheitsbedürfnisse der Bevölkerung wirklich bis an die Grenzen gegangen. Und das zu akzeptieren, bin ich nicht bereit! Wir sollen Aufgaben übernehmen und haben Aufgaben gerade aus der Sicherheitsverwaltung übernommen, das frei werdende Personal wurde jedoch nicht zur Verbrechensbekämpfung eingesetzt, sondern eingespart! Das akzeptiere ich nicht! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir werden daher natürlich auch über diese Dinge reden. Was wir morgen zu besprechen haben, ist relativ einfach: Wir haben vor geraumer Zeit mit der in der Zwischenzeit zu meinem tiefen persönlichen Bedauern verstorbenen Frau Innenministerin Prokop eine Sicherheitspartnerschaft abgeschlossen. Dies wird um einige Punkte erweitert, und somit setzen wir diese Sicherheitspartnerschaft in guter Kontinuität fort. Sicherheit dient meiner Auffassung nach nicht dem politischen Spiel, sondern wir haben gemeinsam tunlichst daran zu arbeiten, und das wollen wir auch tun, gerade auch im Hinblick auf die bevorstehende Fußball-Europameisterschaft im nächsten Jahr. Dieses Vorhaben werden wir morgen präsentieren. Ich bin in einem guten Gesprächsverhältnis mit dem Herrn Innenminister, und wir werden versuchen, auch die anderen Punkte zu lösen, insbesondere das, was im Interesse der Stadt liegt.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Die 2. Frage (FSP - 03223-2007/0001 - KSP/LM) wurde von Abg Christian Hursky an den amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Im Zuge der Errichtung von Hochhäusern und der im Trend liegenden Gestaltung mit Glasfassaden kommt oft der Einwand, dass ein hoher Energieaufwand für die Kühlung bzw Beheizung der Gebäude notwendig ist. Wird in Wien bei der Planung von Hochhausprojekten auf energiesparende Systeme ähnlich wie bei Niedrigenergiehäusern geachtet?)

Ich bitte Herrn Dipl-Ing Schicker um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit der Frage des Energieaufwandes bei Hochhäusern beschäftigen wir uns nicht erst seit Kurzem, sondern diese Frage hat uns bereits im Hochhauskonzept der Stadt Wien beschäftigt, bei dessen Gestaltung Leitlinien und Richtlinien zur Planung und Beurteilung von Hochhausprojekten festgelegt wurden. Es ist nämlich wirklich nicht einzusehen, dass man Fassaden gestaltet, die man schon bei leichtem Sonnenschein kühlen muss, bei denen die Energie aber trotzdem massiv entweicht, sodass die Energiebilanz solcher Häuser ganz negativ ausgehen kann.

Wir haben in diesem Hochhauskonzept die Planungsabläufe sehr genau und detailliert dargestellt. Hiebei geht es unter anderen darum, dass solche Hochhausstandorte speziell dort gefunden werden sollen, wo der öffentliche Verkehr massiv und hochrangig zur Verfügung steht und damit auch unterstützt wird. Wir reduzieren damit außerhalb des Gebäudes den Energieaufwand auch dadurch, dass wir das Stellplatzregulativ einsetzen und nur 25 Prozent der ansonsten erforderlichen Stellplätze zulassen.

Wir haben für das Gebäude aber auch verlangt, dass es eine Raum- und Umweltverträglichkeitsuntersuchung geben soll und dass diese Prüfung selbstverständlich auch die Gesamtenergiebilanz des Gebäudes mit umfassen soll. Punkt 8 der Checkliste beinhaltet zum Beispiel die Forderung nach Nachhaltigkeit im Bereich der Konstruktionselemente, der Sicherheit und der Energieversorgung. Im beizubringenden Energiekonzept sind die Energiekennzahlen anzuführen, und das bauökologische Konzept ist hinsichtlich der Verwendung von Baumaterialien ebenfalls gemäß den gängigen Standards auszuarbeiten.

Energieeffizienz fordern wir auch schon bei den Wettbewerben ein, die verpflichtend bei Hochhäusern vorgeschrieben sind, und die Ausschreibung für Objektwettbewerbe wird speziell so gestaltet, dass auch die Energieeffizienz zur Bewertung kommt.

Ich darf als Beispiel das Uniqa-Projekt in der Praterstraße 1 erwähnen: Dort wird es durch die optimierte Fassadenkonstruktion zu einem sehr niedrigen Energiebedarf kommen. Darüber hinaus wird die Erdwärmenutzung auch bei diesem Hochhaus zur Anwendung kommen.

Weitere Vorhaben hinsichtlich der künftigen Umsetzung von Energieeffizienz bestehen darin, dass die Techniknovelle der Bauordnung noch in diesem Jahr dem Landtag vorgelegt werden wird: In die so genannte OIB-Richtlinie 6 des Österreichischen Instituts für Bautechnik wird die Richtlinie für Energieeinsparung und Wärmeschutz aufgenommen werden, womit auch den Anforderungen der Europäischen Union Rechnung getragen wird, welche die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden in der Richtlinie 2002/91/EG anführt. Diese Richtlinie gilt für Nichtwohnhäuser, und sie wird daher auch für Hochhäuser mit Büronutzung, Hotelnutzung et cetera zur Anwendung kommen.

Dabei geht es um Anforderungen sowohl an den Heizwärmebedarf und an die ausreichende Wärmespeicherung, bezogen auf den ungünstigsten Aufenthaltsort, als auch an den Kühlbedarf, bezogen auf das Gesamtgebäude. Es wird also beides, sowohl die Wärmeversorgung als auch die Kühlung des Gebäudes, berücksichtigt. Dabei sollen nicht die Glasarchitektur und Glasfassaden generell verdammt werden, sondern es geht darum, dass sie energieeffizient und sinnvoll gebaut werden.

Lösungen wie zum Beispiel bei den Twin Towers auf dem Wienerberg, bei denen eine Einfachfassade aufgezogen ist, wird es daher in dieser Form in Wien nicht mehr geben. Wir bemühen uns, dass wir die Qualitätsstandards für Niedrigenergiehäuser jedenfalls auch bei Hochhäusern erreichen und durch entsprechende Vorschriften vorgeben. Es läuft zur Zeit auch ein EU-gefördertes Forschungsprojekt über Glasbauten, die Passivhausqualität auch im Bürohausbau erreichen sollen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Madejski. Ich bitte darum.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Novelle der Bauordnung, die auf uns zukommt, ist sicherlich noch zu diskutieren. Sie hat sicherlich auch Schwachstellen, wird aber, was die Energie betrifft, sicherlich etwas für alle Beteiligten bringen. Allerdings gilt sie nur – wenn ich Sie richtig verstanden habe – für Nichtwohnhäuser, also für Büro‑ oder sonstige Bauten.

In Wirklichkeit wäre es interessant, im geförderten Wohnbau oder auch beim öffentlichen Bau etwa von Schulen oder bei der Sanierung von Amtshäusern die Gesamtenergiemenge wirklich zu minimieren. Daher meine Frage, die ich Ihnen stelle: Gibt es noch Möglichkeiten, diese Novelle der Bauordnung so abzuändern, dass sie auch für den Wohnbau beziehungsweise für öffentliche Bauten, im Speziellen Schulen, Geltung haben kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Ich habe darauf hingewiesen, dass diese Richtlinie, die umgesetzt wird, für Nichtwohnbauten gilt. Somit sind auch Bürogebäude, Amtsgebäude, Schulen, Kindergärten und so weiter automatisch mit einbezogen.

Bei der Beantwortung der Frage, ob das auch Wohnhäuser betreffen kann, greife ich mit der Information, die ich Ihnen gebe, sozusagen in die andere Geschäftsgruppe. Ich kann aber auch als Nichtzuständiger mitverfolgen, dass im Bereich des Wohnbaus vor allem durch die Bauträgerwettbewerbe und durch die Aktivitäten der Wohnbauförderung eine massive Unterstützung im Hinblick auf Energieeffizienz, Reduzierung des Energieeinsatzes, Schaffung von Niedrigenergiehäusern und mittlerweile auch Schaffung von Passivwohnhäusern erfolgt.

Ich denke, dass gerade im Wohnhausbau auch bei der thermischen Sanierung der Häuser aus den 
60er Jahren und beginnenden 70er Jahren, die besonders wenig energieeffizient waren, sehr viel mit der THEWOSAN-Förderung getan wurde und massive Verbesserungen erreicht werden konnten, die sich auch auf die Heizkosten für die einzelnen Mieter deutlich auswirken. 

Wir haben in Wien im Einfamilienhausbau bereits eine Reihe von Passivhäusern im Bestand, und es tut jeder Bauträger gut daran, sich an diesen ein Beispiel zu nehmen, sonst hat er dann beim Bauträgerwettbewerb beziehungsweise bei der Einreichung um Wohnbauförderung insgesamt größere Probleme, weil das dort zu den Anforderungen gehört.

Sie werden wissen, dass zu Beginn der Bauträgerwettbewerbe ein wesentliches Kriterium gerade die ökologische Orientierung von Wohngebäuden war. Daher sind wir im Wohnbaubereich deutlich weiter als im Bürobaubereich. Für die Büronutzung werden oft einmal andere Kriterien betreffend Effizienz und betriebswirtschaftliche Berechnungen herangezogen, weil derjenige, der errichtet und finanziert, nicht derjenige ist, der dann nutzt. Daraus ergeben sich oft suboptimale Lösungen betreffend Energieeffizienz.

Genau deswegen wird es die Techniknovelle geben und wird diese europäische Richtlinie in die Wiener Bauordnung mit hinein genommen, damit wir nicht nur auf Konzepte wie das Hochhauskonzept beziehungsweise auf Überredungskunst gegenüber den Bauträgern angewiesen sind, sondern sehr wohl auch mit den gesetzlichen Möglichkeiten der Bauordnung agieren können, und zwar im Bereich des Hochhausbaus und des Bürohausbaus, aber natürlich auch betreffend Schulen, Kindergärten oder Amtsgebäude der Stadt Wien. Dort läuft ja nebenbei schon eine Fülle von Programmen, um die Energieeffizienz auch in bestehenden Häusern zu verbessern und zu erreichen, dass der Verbrauch von Energie deutlich zurückgeht.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. Die 2. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Dipl‑Ing Gretner. – Ich bitte darum. 

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich habe, als ich die Frage gelesen habe, kurz geglaubt, dass es eine Reform gab und die Bauordnung jetzt zu Ihrem Ressort gehört. Sie haben inzwischen aber eh schon aufgeklärt, dass es manchmal durchaus sinnvoll ist, wenn man über seine Ressortgrenzen hinweg schaut. Sie haben jetzt gerade gesagt, dass Überredungskünste oft nicht genug sind. Natürlich ist es deshalb sinnvoll, auch die Bauordnung zu reformieren.

Sie haben auch die Hochhaus‑Richtlinie angesprochen. Daher meine Frage: Inwieweit arbeiten Sie jetzt daran, dass man diese Empfehlungen, die eigentlich nur Überredungskünstler‑Charakter haben, verbindlicher macht?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Abgeordnete! 

Ich gehe davon aus, dass das Stichwort Hochhaus letztlich bei Schicker landet und daher diese Frage an mich gestellt wurde, wiewohl wir alle wissen, dass Bauordnungsfragen in der Geschäftsgruppe Wohnbau behandelt werden.

Diese Goodwill-Aktivitäten, wie sie bezeichnet wurden, rund um das Hochhauskonzept haben sehr oft auch tiefer gehende Möglichkeiten. Sie wissen, dass wir keine Flächenwidmung für ein Hochhaus vornehmen, ohne dass das Hochhauskonzept eingehalten wird. Es gab noch zwei oder drei Projekte im Jahr 2002, als die Hochhausrichtlinie geschaffen wurde, in deren Zusammenhang wir wussten, dass die Flächenwidmung schon gelaufen beziehungsweise gerade auf dem Wege zum Gemeinderat war. Diese haben wir noch berücksichtigt. Für alle anderen Hochhausprojekte sind die Widmungen aber bereits im Rahmen der Hochhausrichtlinie behandelt worden.

So ergibt sich, dass wir de facto für Interessenten an Hochhausbauten im Wege der Vorbereitung der Flächenwidmung die Möglichkeit haben, das nicht nur im Goodwill durchzusetzen, sondern tatsächlich, so weit es bis zur Widmung geht. Dann gibt es natürlich viele Prozesse von der Baueinreichung bis zur Bauführung selbst, und in diesem Prozessablauf ist dann eine gewisse Freizügigkeit gegeben gewesen. 

Die Diskussion rund um die Energieeffizienz ist aber nichts Neues. Daher hat jeder Bauträger in den letzten Jahren gut daran getan, dass er schon von sich aus versucht hat, so energieeffizient wie technisch möglich zu bauen. Wer das nicht getan hat, hat dann halt durchaus auch Verwertungsprobleme gehabt. Ich denke jetzt nur an die Twin Towers und die Leerstände, die dort bestehen.

Die Einbeziehung der Techniknovelle in die Wiener Bauordnung ist jetzt ein Schritt, mit dem auch diese noch bestehende rechtliche Lücke geschlossen wird, und ich denke, dass damit der richtige Weg gerade im Sinne von Energieeinsparung nicht nur beim Heizen, sondern auch beim Kühlen gegangen wird.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 3. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Ing Mag Dworak. – Ich bitte darum.

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Beim Tech Gate Tower, der von der WED sozusagen auf der Platte errichtet wird, hat sich dieses Modell wunderbar ergeben, und es ist eine spannende Diskussion entstanden. Beim Energiesparbürohaus Energybase ist eine ähnliche Diskussion entstanden, dabei ist allerdings die Passivhausstrategie sogar unterfahren worden. Dabei geht es schon fast in Richtung Nullenergiehaus

Jetzt meine Frage: Können Sie sich für die Ausschreibungen in Zukunft ein öffentliches Rating vorstellen, indem nämlich die Politik definiert, welche Art von Energieverbrauch es an dieser und jener Stelle geben soll?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Sie haben selbst zwei Beispiele genannt, bei denen schon sehr deutlich Rücksicht auf diese Fragen genommen wurde, die jetzt zur Diskussion stehen beziehungsweise in die Bauordnung eingebaut werden. Ich sehe daher keine Notwendigkeit, hier Rankings oder Ähnliches vorzunehmen. Natürlich werden Best-Practice-Projekte immer wieder auch durch Wettbewerbszeitungen, durchs Internet und durch Publikation nicht nur in der Fachpresse, sondern auch in der Tagespresse sehr gut hervorgehoben, und ich glaube, das ist das beste Ranking, das es geben kann. Es kann keine bessere Qualifikation geben, als wenn über das Gebäude, das gerade fertiggestellt wurde und das sozusagen State of the Art in Sachen Energieeffizienz ist, berichtet wird.

Ich meine, dass wir, wenn wir das jetzt rechtlich verankern und eine rechtliche Grundlage schaffen, in diesem Bereich eigentlich ganz gut abgesichert sind und dass es gar nicht mehr notwendig ist, über Rankings zu reden. Das tut man nämlich meistens dort, wo es noch um Goodwill geht.

Präsident Heinz Hufnagl: Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Hursky. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Das wohl wichtigste Projekt für Wien und auch für Favoriten ist momentan der Bahnhof Wien. Im Rahmen dieses Bahnhofs Wien sollen auch zehn Hochhäuser entstehen. Können Sie uns Näheres dazu sagen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Es wird dort eine Reihe von Hochhäusern entstehen, ein so genannter Hochhaus-Cluster. Sie wissen, dass wir dort von Beginn an Rücksicht darauf genommen haben, dass die Lage so ist, dass das Stadtbild und insbesondere der Blick vom Belvedere und von der Elisabethkirche nicht beeinträchtigt wird. Wir haben gestern die Unterlagen für den Wettbewerb betreffend das erste und höchste dieser Hochhäuser auf dem Südtirolerplatz, genau dort, wo der Hauptbahnhof sein Hauptportal haben wird, vorbereitet, und dieser Wettbewerb wird ganz genau darauf ausgerichtet, dass nur mehr energieeffiziente Projekte in die Bewertung kommen.

Es wird dort genau Wert darauf gelegt, wie die Gesamtenergiebilanz aussieht. Wir verlassen uns nicht nur auf Energiekennzahlen allein, sondern wir arbeiten genau das Verhältnis zwischen Außenhülle und umbautem Volumen heraus. Weiters beurteilen wir die Qualität der verwendeten Materialien nicht nur danach, wie sich die Betriebskosten gestalten werden, wir sehen das also nicht nur betriebswirtschaftlich, sondern es wird sehr wohl auch die Energieeffizienz berücksichtigt. Dabei geht es im Hinblick auf eine Gesamtenergiebilanz auch darum, wie die Materialienproduktion war, welchen Energieaufwand die Produktion der Materialien verursacht hat und welche Exploitation von Rohstoffen dafür stattgefunden hat. Ich denke, dass das ein wesentlicher Punkt ist, wie wir auch beim Transport von Baumaterialien den Energieaufwand deutlich verringern können.

Es war dies das erste Projekt, für das in dieser Art ausgeschrieben wurde. Und es gibt auch schon ein zweites Projekt. Ich nehme an, Sie werden in den Zeitungen gelesen haben, dass die Erste Bank an diesen Standort wechseln wird. Auch dafür sind wir in der Vorbereitung der Wettbewerbsunterlagen, und zwar gemeinsam mit der Immorent, einer Tochtergesellschaft der Erste Bank. Auch dabei wird natürlich ganz besonders auf die Energieeffizienz geschaut. Wenn man schon einen neuen Bahnhof baut, dann sollen die Hochhausglasteile rundherum selbstverständlich den modernsten und neuesten Standards entsprechen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Stadtrat.

Die 3. Frage (FSP - 03227-2007/0001 - KFP/LM) wurden von Herrn Abg Mag Jung an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Begünstigt durch die leichte Erreichbarkeit von Spielstätten, verbunden mit massiver Werbung in allen Medien ["Das Leben ist ein Spiel!"] stieg die Spielsucht massiv an, besonders in jenen Bundesländern, die das so genannte "Kleine Glücksspiel" gestatten. Im Zuge einer diesbezüglich im Landtag abgeführten Debatte im Herbst 2006 erklärte der Landeshauptmann, zur Behandlung dieses Themas und der im Zusammenhang damit aufgezeigten Missbrauchsvorwürfe, eine Kommission einsetzen zu wollen, die in ca 2 Monaten Vorschläge unterbreiten würde. Im Zuge der Beantwortung einer mündlichen Anfrage, die auf eine Präzisierung dieser Aussage abzielte, schränkte der Bürgermeister ein, nur eine Expertengruppe beauftragt zu haben, die bis zum Frühherbst ein Ergebnis vorlegen würde. Wie lautet der Auftrag an diese Arbeitsgruppe?)

Ich bitte um die Beantwortung. – Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich gehe davon aus, dass Ihre lange Anfrage bekannt ist und von allen Abgeordneten auch gelesen wurde. Ich kann daher Ihre abschließende Frage, wie der Auftrag an diese Arbeitsgruppe lautet, wie folgt beantworten:

Der Auftrag lautet, eine Gesetznovelle zu erarbeiten und gleichzeitig auch die praktischen Handlungsanleitungen sowie alle Möglichkeiten zur Verschärfung dieses Wiener Veranstaltungsgesetzes in Hinblick auf den Betrieb von Münzspielapparaten unter Beachtung des verfassungs‑ und EU-rechtlich relevanten Rechts auf freie Erwerbsausübung und Dienstleistungsfreiheit zu überprüfen sowie eine Überprüfung der behördlichen Maßnahmen zur Verhinderung von Umgehungen der derzeitigen Gesetzeslage vorzunehmen. Ich habe diesem Auftrag hinzugefügt, dass auch überprüft werden soll, inwiefern man zu einem vollkommenen Verbot des „Kleinen Glücksspiels“ in Wien kommen kann.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 1. Zu-
satzfrage ist von Herrn Abg Mag Jung. – Ich bitte darum.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Vielen Dank, Herr Bürgermeister!

Es freut mich, dass Sie die Verschärfungen und auch den Anhang mit hinein genommen haben, der aus meiner Zusatzfrage aus einer früheren Sitzung resultiert. Ich sehe das positiv.

Was uns natürlich fehlt, ist die Einbindung der übrigen Parteien. Wir hätten diese Geschichte eigentlich gern grundsätzlich diskutiert, derzeit ist aber nur eine Expertengruppe damit befasst, deren Zusammensetzung wir nicht kennen, diese ziemlich komplexe Materie zu diskutieren. Wir gehen auf Grund Ihrer Worte aber stark davon aus, dass nicht Novomatic-Vorschläge eins zu eins übernommen werden, sondern dass es hier wirklich insgesamt zu einer Verschärfung kommt. 

Meine Frage dazu: Es ist dies eine recht komplexe Materie. Wie oft hat diese Arbeitsgruppe seither getagt? Gibt es eine Möglichkeit für die Opposition, in irgendeiner Form Zwischenergebnisse zu bekommen, um zu sehen, wohin es geht?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Die Arbeitsgruppe steht knapp vor dem Abschluss ihrer vorbereitenden Arbeiten. Selbstverständlich werden, sobald sie ihre Arbeit abgeschlossen hat, die Vorschläge den einzelnen Klubs übermittelt, und dann beginnt erst der eigentliche Gesetzwerdungsprozess beziehungsweise die Diskussion zur Maßnahmenumsetzung. Daher sehe ich überhaupt keine Ausgrenzung der Opposition, sondern eine entsprechende Einbindung, aber auf Basis von Unterlagen, die, wie Sie aus meiner Erstbeantwortung ersehen konnten, nicht von irgendeiner Firma beeinflusst wurden, sondern von ExpertInnen, auch unter Einbeziehung der ExpertInnen, die sich mit Suchtgiftprävention beschäftigen, erstellt werden.

Es ist nicht mein Ziel, hier irgendjemandem zu helfen, sondern das Ziel ist größtmöglicher Schutz von Betroffenen und Gleichheit und Gerechtigkeit für die Rahmenbedingungen und die Spielregeln für alle.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 2. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Cammerlander. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Ich habe im Herbst die Frage an Sie gestellt: Wer sitzt in dieser Kommission? Was ist das Ziel? Wie lange wird sie arbeiten? Was sind die Inhalte?

Sie haben mir damals gesagt, dass Sie die Mitglieder dieser Expertenkommission nicht kennen, dass Sie aber wissen, dass der Drogenkoordinator Michael Dressler auf jeden Fall dabei ist.

Jetzt habe ich im Drogenbeirat den Drogenkoordinator gefragt: Wer sitzt in dieser Kommission? Er wusste aber nichts von dieser Kommission, und es ist für mich jetzt schon ein bisschen eigenartig, dass derjenige, die diese Drogenkommission einleiten soll, diese nicht kennt!

Daher möchte ich Sie jetzt noch einmal fragen: Wissen Sie mittlerweile, wer in dieser Kommission sitzt? Gibt es diese Kommission überhaupt? Es tut mir leid, wenn diese Zweifel bei mir aufkommen! Aber wenn man im Drogenbeirat sagt, dass man diese Kommission nicht kennt, dann finde ich das ein bisserl eigenartig! 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Diese Auffassung teile ich! Ich finde es auch eigenartig, wenn er sagt, dass er die Kommission nicht kennt! Ich weiß nicht, wann Sie ihn diesbezüglich gefragt haben. Jedenfalls ist das aber keine Geheimkommission! Sie setzt sich aus Experten aus den technischen Abteilungen zusammen, die auch die technische Überprüfung dieser Spielautomaten vornimmt. Es sind dies Leute aus der Finanz, und da wird natürlich auch der Drogenkoordinator beigezogen, weil man sich dabei natürlich auch mit den Hintergründen im doppelten Sinn des Wortes, also mit der Frage der Suchtprävention, zu beschäftigen hat.

Sie werden am Ergebnis sehen, dass man nicht nur – unter Anführungszeichen – in Richtung Kriminalitätsbekämpfung im weitesten Sinn des Wortes geht, da in diesem Bereich auch illegal über weite Strecken gehandelt wird, sondern dass es natürlich auch darum geht, jenen zu helfen, die dieser Sucht verfallen sind. Das Ergebnis wird dann für sich selbst sprechen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Praniess-Kastner. – Bitte.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Vielen Dank für Ihre bisherigen Ausführungen.

Gott sei Dank nehmen die meisten Menschen ja nur gelegentlich am Glücksspiel teil. Es gibt aber doch auch einen erheblichen Prozentsatz von Menschen, die als spielsüchtig bezeichnet werden können. Man schätzt, dass es in Österreich zwischen 0,5 bis 1 Prozent der erwachsenen Bevölkerung sind, und es trifft zunehmend auch immer mehr Jugendliche.

Meine Frage: Welche Präventionsprogramme gibt es bereits, um Jugendliche davon abzuhalten, spielsüchtig zu werden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich nenne zunächst das Jugendschutzgesetz an sich. Darin geht es im Prinzip gar nicht so sehr um rechtliche Grundlagen dafür, sondern es geht um die Frage der Kontrolle und der Einhaltung. Eine diesbezügliche Diskussion führen wir auch anderweitig, etwa im Hinblick auf das so genannte Komasaufen. – Es geht prinzipiell darum, dass bestehende Jugendschutzgesetze auch entsprechend eingehalten werden müssen. Das ist der Punkt. Dabei geht es um die Organisation der Kontrolle, und das gilt auch hier.

Wenn die Argumentation kommt oder kommen sollte, dass sich diese Kontrolle nicht effizient durchführen lässt, dann stelle ich das in den Raum, was mein Zusatzauftrag auch an diese Expertenkommission ist: Wenn man die Einhaltung von Gesetzen nicht wirklich kontrollieren kann, dann wird es Verbote geben müssen, was nicht heißt, dass es solche nicht schon gibt. Das Stoßspielen ist seit Jahr und Tag in Wien verboten, und trotzdem wissen wir, wie die Realität des Lebens in unserer Stadt ausschaut. Jedenfalls kann aber niemand davon ausgehen, dass er das auch mit öffentlicher staatlicher oder städtischer Billigung durchführt.

Mir ist in erster Linie dabei wichtig, Kranken zu helfen und vor allem die Jugendlichen davor zu schützen. Das geschieht in erster Linie durch Kontrolle, aber natürlich auch durch Gesprächsprävention. Diese findet statt, man braucht sich nur die Programme anzuschauen, die in den Schulen laufen. Wichtig ist aber, wie gesagt, in erster Linie, dass bestehende Jugendschutzgesetze eingehalten werden.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt wieder von Herrn Abg Mag Jung. – Ich bitte darum.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Präsident.

Ich darf mich gleich der vorigen Frage vor allem betreffend Jugendliche anschließen. Vorgestern wurde eine Untersuchung beziehungsweise eine Statistik veröffentlicht, die uns bescheinigt, dass wir in Österreich europaweit unter den Top 3 bei den Spielsüchtigen liegen. Wir haben da einen bedauerlichen Spitzenplatz! Es werden in Österreich etwa 2 Milliarden EUR jährlich verspielt, und gerade Jugendliche sind davon betroffen.

Im Hinblick darauf stellt sich die Frage: Wieso werden an einem Platz wie dem Prater, wo sich sehr viele Jugendliche aufhalten, die Konzessionen auch nach dem neuen Konzept immer wieder so vergeben, dass an den prominentesten Stellen die Plätze für Zocker sind? Wie sehen Sie das? Kann man dagegen nichts tun?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Auf Grund der bestehenden Rechtslage kann man zunächst natürlich nichts dagegen tun. Sie alle wissen, wie die Vergabe und vor allem die Sekundärvergabe von Grundstücken im Prater funktioniert, und zwar vornehmlich dort, wo Pachtverträge seit den Jahren 1946/47/48 real existieren. Sie wissen, mit welchen Schwierigkeiten es verbunden ist, Pachtverträge aufzulösen, vor allem, wenn im Baurecht dann weitergegeben wird. Dagegen wird man gar nichts tun können, solange sich diese Unternehmen an bestehende Gesetze halten, was sie im gegenständlichen Fall – ich nehme einmal an, dass Sie dieses Novomatic-Unternehmen ansprechen – auch tun.

Ich muss aber dazu sagen, dass diese gar nicht unser wirkliches Problem darstellen, sondern das Problem sind eigentlich die vielen kleinen Kabinen-Glücksspielbereiche in den Straßen, zum Beispiel bei mir daheim in der Ottakringer Straße. Das ist unser wirkliches Problem. Die Novomatic-Unternehmen unterliegen ohnehin entsprechenden Kontrollen, und Sie können ganz sicher sein, dass ich da keinerlei Unterschied kenne, sondern dass ich es durchaus so sehe, dass alle die Spielregeln einhalten müssen. 

Noch einmal: Das wirkliche Problem, das wir haben, ist nicht das Großunternehmen im Prater, sondern das wirkliche Problem sind die vielen kleinen Kabinen-Unternehmen, die es, aufgeteilt in Einzelunternehmen, in der Vorstadt gibt. Und dieses Problem wollen wir zu lösen versuchen!

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Die 4. Frage (FSP - 03226-2007/0001 - KGR/LM) wurde von Frau Abg Dr Sigrid Pilz ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet.

(Der VfGH hat mit Urteil vom 17. März 2007 § 45 (3) Wr KAG als verfassungswidrig aufgehoben. Bis April 2008 muss ein verfassungskonformer Zustand hergestellt werden. Herr Landeshauptmann, welche Schritte wurden/werden von Ihnen unternommen, um einen verfassungskonformen Zustand in diesem Bereich herzustellen?) 

Ich bitte um die Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Zunächst möchte ich darauf hinweisen, dass der Verfassungsgerichtshof lediglich einen kleinen Teil des § 45 des KAG beanstandet hat, nämlich jenen Teil, in dem landesgesetzliche Regelungen für Bundesbedienstete getroffen wurden. Das ist eine Kompetenzüberschreitung, und das hat der Verfassungsgerichtshof gerügt und aufgehoben. – Ich erzähle das deshalb, weil mir das die Beantwortung der Frage natürlich wesentlich leichter macht, die da lautet:

Selbstverständlich wird noch heuer im Herbst eine entsprechende Novellierung des KAG vorgelegt werden, die diesem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs Rechnung trägt. 

Ich füge aber hinzu: Wir werden uns sicherlich ein bisschen daran orientieren, wie Universitätskliniken in anderen Städten Österreichs – denn wir sind ja nicht die Einzigen – dieses Problem gelöst haben. Das werden wir uns sicherlich auch anschauen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 1. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Dr Pilz. Ich bitte darum.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Ich kenne das Urteil natürlich auch in all seinen Facetten.

Der Rechnungshof drückt seine Erwartungen und Forderungen hinsichtlich der Privathonorare in den Spitälern klar aus. Er hat hinsichtlich aller Universitätsspitäler klargelegt, dass er sich erwartet, dass der Krankenanstaltenträger selbst die Privathonorare als Arztgebühr einhebt und dass es eine transparente und kontrollierte Gebarung gegeben soll.

Ich hoffe, dass Sie in vielen beziehungsweise allen Punkten der Meinung des Rechnungshofes sind, denn es kann nicht sein – das haben ja jüngste Debatten über Nebenbeschäftigungen von Ärzten und Ärztinnen im AKH gezeigt –, dass der öffentliche Träger einen Bereich der Tätigkeiten, die im Spital erbracht werden, völlig außerhalb der eigenen Kontrolle und des eigenen Zugriffs zulässt.

Immerhin ist das ja so, wenn man es mit einer Küche vergleicht, dass die Köche den Kühlschrank, das Geschirr und die Abwaschhilfe benützen und vielleicht nicht einmal nachfüllen müssen, was sie aufgebraucht haben. – Anhand eines solchen ganz hausbackenen Vergleichs sieht man, dass die Dinge hier anders liegen, als es im öffentlichen Bereich sonst üblich ist.

Ich frage Sie, Herr Landeshauptmann: Werden Sie in der Umsetzung und in der Neuformulierung des Gesetzes die Forderungen und Empfehlungen des Rechnungshofes berücksichtigen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ohne ins Detail zu gehen, möchte ich sagen, dass ich hohe Sympathie für diese Empfehlungen des Rechnungshofes habe, denn wer kann ernsthafterweise Forderungen nach Bestimmung des Rechtsträgers der Krankenanstalten oder nach entsprechender Sauberkeit und Transparenz in der Abrechnung von Privathonoraren bestreiten? Natürlich bin ich dafür, das ist ja schon fast eine rhetorische Frage!

Ich bin aber sehr dafür, dass man sich auch Beispiele etwa an den Universitäten ansieht, wo es auch nicht mehr selbstverständlich ist, dass man kostenlos private Forschungsaufträge unter Nutzung der entsprechenden Ressourcen durchführen kann. Es sollten an den Universitätskliniken und in den Forschungseinrichtungen, die es in unserer Stadt gibt, etwa gleiche Spielregeln gelten. In diese Richtung sollte man meiner Auffassung nach auch nachdenken.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 2. Zu-
satzfrage kommt von Frau Abg Korosec. Ich bitte darum.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich komme zum klinischen Mehraufwand: Der klinische Mehraufwand hat eine 50‑jährige Geschichte. Es hat seit 1957 eine Vereinbarung gegeben. Diese wurde 1981 von der Stadt Wien aufgehoben. Das ist dann zum Verfassungsgerichtshof gegangen. 2000 hat man wieder eine Vereinbarung getroffen, und in dieser Vereinbarung scheint das erste Mal auf, dass eine AKH-Betriebs-
gesellschaft angestrebt und vorbereitet werden soll.

Inzwischen sind wieder sieben Jahre ins Land gezogen. Im Jahr 2005 hat es dann eine Vereinbarung zwischen der Republik Österreich und der Stadt Wien über die finanziellen Rahmenbedingungen für das AKH Wien gegeben. Diese Finanzierung wurde als sehr großer Wurf gefeiert und ist bis zum Jahr 2015 festgeschrieben. – In dieser Vereinbarung heißt es: „Bis März 2006 sind Überlegungen zur Gründung einer gemeinsamen Betriebsgesellschaft zwischen der Stadt Wien und der Medizinischen Universität anzustellen.“

Herr Landeshauptmann! Meine Frage: Wie schaut der Zeitplan für die Realisierung dieser Betriebsgesellschaft aus?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich muss zugeben, dass ich am Beginn Ihres Berichtes nicht genau gewusst habe, inwiefern klinischer Mehraufwand mit der Frage der Abrechnung der Privathonorare in einem Spital zu tun hat. Ich stelle aber fest, dass man am Ende der eigentlichen Fragestellung den Zusammenhang insofern erkennen kann, als eine derartige Betriebsgesellschaft als der eigentliche Rechtsträger des AKH auftreten würde. Somit lässt sich in der Tat hinsichtlich der Frage der Abrechnung der Privathonorare ein kleines Brücklein schlagen.

Jeder weiß, dass ich seit langer Zeit ein Verfechter dieser gemeinsamen Gesellschaftsgründung des Bundes und der Stadt Wien bin, denn es scheint mir im höchsten Ausmaß vernünftig zu sein, dass man hier nicht nur zu einer gemeinsamen Dienstaufsicht, sondern in vielerlei Hinsicht zu einer gesamten Spitalsverwaltungsorganisation kommt, die es am Ende des Tages ermöglicht, den heutigen Regeln einer Spitalsökonomie gerecht zu werden.

Hinzufügen möchte ich: Es war nicht die Stadt Wien, die in all diesen Jahren die Gründung dieser gemeinsamen Gesellschaft verhindert hat, sondern wir haben uns außerordentlich bemüht, zu dieser gemeinsamen Gesellschaft zu kommen. Ich denke, dass wir nunmehr nach der Ausgliederung der medizinischen Fakultät und der Bildung der Medizinischen Universität und nicht zuletzt auch durch die Bestellung eines Wieners zum Wissenschaftsminister diesem gemeinsamen Wunsch nach Gründung dieser Betriebsgesellschaft für das AKH ein gutes Stück näher kommen. Dabei muss ich den Wissenschaftsminister, was ihn möglicherweise verwundert, ein bisschen in Schutz nehmen, denn er ist ja nicht nur für Wien allein verantwortlich, sondern es gibt auch noch zwei andere Universitätskliniken, hinsichtlich welcher er das gleiche Problem lösen muss, und möglicherweise bereitet ihm Innsbruck diesbezüglich größere Schwierigkeiten als Wien. 

Ich kann Ihnen hier sagen: Ich hätte diese gemeinsame Betriebsgesellschaft lieber gestern als morgen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Abg Lasar. – Ich bitte ihn darum.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Urteil zum Thema ärztliche Privathonorare die Bestimmungen aus sehr formaljuristischen Gründen aufgehoben. Er hat aber gleichzeitig auch einen ganz klaren Weg aufgezeigt, wie man die Angelegenheit betreffend die Stadt Wien und die Universitätsklinik bereinigen beziehungsweise sanieren kann. 

Werden Sie, Herr Landeshauptmann, in Wien ein ähnliches Modell wie das in Graz befürworten? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Dr Häupl.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Wir sind momentan dabei, sowohl die Situation der Universitätsklinik in Graz als auch der Universitätsklinik in Innsbruck hinsichtlich des gegenständlichen Problems zu evaluieren, um dann entsprechende Vorschläge zu unterbreiten, was wir in diese Richtung zu tun gedenken. Grundsätzlich muss man davon ausgehen, dass man in Zukunft genau diese Frage auch an den Rechtsträger des Krankenhauses zu richten hat und nicht an den individuellen Arzt, denn das wird sich nur auf diesem Weg lösen lassen.

Das entspricht im Übrigen sowohl dem Vorschlag des Verfassungsgerichtshofs als auch der entsprechenden Erwähnung im Rechnungshofbericht. Und nachdem wir uns in allen Fällen an Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshof zu halten gedenken, werden wir das auch im gegenständlichen Fall tun und in diese Richtung gehen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt von Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Ich finde es sehr positiv und hoffnungsvoll, dass Sie davon sprechen, dass Sie betreffend die Betriebsführungsgesellschaft aktiv und mit Nachdruck verhandeln wollen und dass auch der Abschluss der Verhandlungen in naher Zukunft zu erwarten ist.

Man hat nämlich an den Fällen in der jüngsten Zeit gesehen, wie sehr man auch dem Eigentümer Wien auf der Nase herumtanzen kann, wenn man zum Beispiel aus datenschutzrechtlichen Gründen, die ich durchaus für vorgeschoben halte, verhindert, dass der Rektor der Medizinischen Universität zum Beispiel Herrn Direktor Krepler Auskunft über Nebenbeschäftigungen der Ärzteschaft gibt. Das sind doch Dinge, die man als Verantwortlicher für das Zentralkrankenhaus mit hohem Versorgungsauftrag nicht wirklich akzeptieren kann!

Ich komme trotzdem zu den Privathonoraren zurück und weise darauf hin, dass in jüngster Zeit ein Fall bekannt wurde, in dem sich eine junge Frau durch einen Irrtum als Privatpatientin wiederfinden musste.

Sie hatte einen schweren Unfall und eine Gesichtsverletzung, und sie wollte nur auf die Hotelkomponente aufzahlen. Das Informationsblatt des AKH ist so abgefasst, dass man unter Punkt C auch die Information erhält, dass die Abteilungsvorstände berechtigt sind, von Patienten der Sonderklasse ein mit ihnen zu vereinbarendes Ärztehonorar zu verlangen. Der Lebensgefährte hatte keine Vereinbarung getroffen, und es ist auch niemand wegen einer Vereinbarung an ihn herangetreten. Letztlich gab es dann aber eine Rechnung über 10 600 EUR! Und nur öffentlicher Druck und sozusagen Einsicht in diese unschöne Geschichte haben vor einigen Tagen bewirkt, dass die Ärzteschaft diese Forderung zurückgezogen hat.

Ich frage Sie, Herr Landeshauptmann: Werden Sie im Rahmen der gesamten Neuorientierung dafür sorgen, dass auszuschließen ist, dass Patienten des AKH durch eine offensichtlich nicht ausreichend klare Information seitens des Krankenanstaltenträgers auf dieses Glatteis geführt werden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst eine kurze Bemerkung zu Ihren einleitenden Sätzen. Ich habe ein bisschen den Eindruck, dass es bei Weitem nicht bei allen, aber bei manchen handelnden Personen in diesem Bereich einfach unterschiedliche Auffassungen über die Rolle des AKH gibt. Die einen sind der Auffassung, dass das AKH eigentlich primär Forschungseinrichtung und Universitätsklinik ist und dass der Versorgungsauftrag für die Stadt und eigentlich für ganz Ostösterreich und darüber hinaus sozusagen in Kauf zu nehmen ist. Andere sind der Auffassung, dass der Versorgungsauftrag mit der absoluten Topmedizin, die es heute in Österreich und in Mitteleuropa gibt, primär im Vordergrund steht, dass die Forschung für die Erlangung dieses Exzellenzkriteriums eine gute Voraussetzung ist, dass die Prinzipien aber gleichberechtigt nebeneinander stehen.

Das muss sicherlich ausdiskutiert werden, denn ein klarer Betriebsauftrag ist aus meiner Sicht von zentraler Notwendigkeit. – Nicht zuletzt auf Grund dieses Arguments – und deswegen erzähle ich all das – scheint mir diese gemeinsame Betriebsgesellschaft, die einen einheitlichen Betriebsführungsauftrag beziehungsweise eine Grundidee beziehungsweise eine Headline hat, die man eigentlich über das Eingangstor schreiben sollte, so wichtig zu sein, denn diese bietet eine organisatorische Voraussetzung dafür, dass einiges unter Kontrolle gebracht wird, was heute nicht ganz klar zu sein scheint.

Was die andere Frage betrifft, möchte ich sagen, dass jeder, der in der Exekutive tätig ist, ein Illusionär ist, wenn er sagt: Ich schließe aus, dass jemals irgendwas passiert! Bei einer so riesigen Einrichtung wie dem AKH und der noch viel größeren Einrichtung wie dem Wiener Gesundheitssystem kann immer etwas passieren! Es soll nicht, aber es kann.

Man kann jedoch Rahmenbedingungen schaffen, die tunlichst solche Fälle ausschließen. Daher brauche ich gar nicht auf eine Betriebsgesellschaft zu warten. Diesfalls muss nur das Informationsblatt geändert und klarer verständlich gemacht werden.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Die 5. Frage (FSP - 02957-2007/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Matthias Tschirf an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Wie stehen Sie als Landeshauptmann zu geäußerten Überlegungen im Zuge einer Verfassungsreform, die Landesschulräte, den Stadtschulrat bzw die Funktion der Stellvertreter abzuschaffen?)

Ich bitte Herrn Dr Häupl um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich hätte natürlich auf diese Frage gerne mit dem mir eigenen Ernst geantwortet. Es tut mir aber leid: Ich kenne niemanden, der die Abschaffung der Landesschulräte oder des Stadtschulrates gefordert hat! Vielleicht ist mir etwas entgangen, und wieder einmal ist die Fragestunde eine Nachhilfestunde für mich. Das kann durchaus vorkommen.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte um die Zusatzfrage, Herr Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Fangen wir mit der Nachhilfestunde an!

Wir haben im Bereich des Schulwesens seit 40 Jahren überschneidende Kompetenzen zwischen Bund und Ländern, das heißt, hier handelt es sich um Bundesbehörden, die aber auf der anderen Seite durch die Länder bestimmt werden. Und auch die finanziellen Flüsse sind eigentlich eine Mischung, was sicherlich nicht optimal ist.

Daher meine Frage an Sie, Herr Landeshauptmann: Sind sie mit der jetzigen Situation zufrieden, dass wir hier Mischstrukturen haben? Gibt es im Bereich der Landeshauptleute dazu eine Meinungsbildung, wie man die Situation der Landesschulräte effektiver gestalten kann? Oder vertreten die Landeshauptleute die Meinung, dass beim Konvent und bei der Bundesstaatsreform nichts herausgekommen ist und man jetzt einfach so weiter macht?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann!

Mir sind die rechtliche Situation und die Rolle der mittelbaren Bundesverwaltung durchaus klar, und mir ist auch die derzeitige Rechtssituation, die in diesem Rahmen die Rolle der Schulverwaltung regelt, völlig klar. Nichtsdestotrotz habe ich weder bei einer Landeshauptleutekonferenz noch bei den Koalitionsverhandlungen noch im Konvent irgendjemanden vernommen, der die Abschaffung der Landesschulräte fordert. Es wurde zwar die Abschaffung dieser quasi politischen Gremien verlangt, die es hier gibt, ohne dass diesen Vorschlägen aber durch eine Mehrheit näher getreten worden wäre. Das war das Einzige, was ich dazu gehört habe.

Daher kann ich diese Frage nur insofern beantworten, als ich sage, dass es mir am liebsten wäre, wenn es eine Struktur gäbe, die nach dem Prinzip läuft: Wer anschafft, zahlt, und wer zahlt, schafft an. Das ist aber vor dem Hintergrund unseres gemeinsam vehement vertretenen Föderalismusgedankens offensichtlich nicht möglich!

Das war auch mit der Grund, warum mein Amtskollege Erwin Pröll und ich uns darauf geeinigt haben, Vorschläge in Richtung einer höheren Effizienz in der Verwaltung der Bildungsdirektionen zu unterbreiten und vor allem auch dafür zu sorgen, dass es keine Doppel‑ oder gar Dreifachstrukturen, etwa im Schulbaubereich, gibt. Im Zusammenhang mit solchen ganz pragmatischen Dingen haben wir versucht, der Zielsetzung, die vorgegeben wurde, nämlich, dass Mittel möglichst effizient einzusetzen sind, auch gerecht zu werden. Das ist der Diskussionsstand der Landeshauptleute dazu. Und das ist auch der aktuelle Stand der Diskussion hinsichtlich der so genannten Verwaltungsreform II, die vom alten Finanzminister mit besonderer Leidenschaft geführt wurde und vom derzeit amtierenden Finanzminister mit besonderem Wissen und Routine geführt wird, und ich gehe davon aus, dass das am Ende des Tages auch zu einem Ergebnis führen wird.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 2. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Mag Gudenus. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Wir diskutieren in den letzten Monaten vermehrt und immer öfter über das Thema Bildung und Schulen in Wien. Es geht dabei vor allem um die Zustände an den Wiener Schulen und zum Beispiel um Themen wie die steigende Gewalt, die fehlende Integration und dass Deutsch immer mehr zur Fremdsprache wird.

Ich will jetzt aber gar nicht auf das Inhaltliche eingehen, sondern feststellen: Auf Grund der Themen, die wir vor allem in letzter Zeit ansprechen, wundert es mich und wundert es viele hier im Raum, dass die Frau Präsidentin des Wiener Stadtschulrates bei den Sitzungen, wenn es um das Thema Pflichtschulen und Bildung geht, nicht anwesend ist.

Meine Frage an Sie ist: Was halten Sie davon?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich hätte mich gerne über die These unterhalten, ob Deutsch an Wiener Schulen eine Fremdsprache wird. Das wäre mir ein besonderes Vergnügen gewesen, denn ich glaube, dass meine diesbezüglichen Vorstellungen gerade auch vor dem Hintergrund meines Heimatbezirkes in Wien wesentlich realitätsnäher sind als Ihre. Aber sei es darum! Wir werden hinreichend Gelegenheit haben, darüber, wie ich hoffe, auch außerhalb von Wahlkämpfen zu diskutieren, denn diese nehmen ja bekanntlich nicht die Hälfte der Zeit in einem Politikerleben ein.

Zur Frage der An‑ oder Abwesenheit der Frau Stadtschulratspräsidentin meine ich, dass man bei aller Höflichkeit und bei allem Charme, den man hier zu entwickeln hat, sagen kann: Sie ist alt genug, um selbst zu wissen, was sie tut!

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 3. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Jerusalem. – Ich bitte darum.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Unabhängig davon, ob man nun abschafft oder nicht abschafft, wird wahrscheinlich niemand daran zweifeln, dass es im Rahmen einer großen Schulreform auch Reformen im Stadtschulrat geben müssen wird.

Ich nenne jetzt nur zwei Stichwörter:

Erstens: Die Parteibuchwirtschaft feiert dort fröhliche Urstände. Es hat sich nichts geändert, seitdem Zilk das Ganze zum Kotzen gefunden hat. Da müsste man wirklich einmal etwas tun. 

Zweitens: Einige Bezirksschulinspektoren sind quasi Repräsentanten des Obrigkeitsstaates, die mit den Eltern Schlitten fahren, dass es nur so kracht. Von einer Kultur des Miteinander oder auch nur von Höflichkeit im Umgang sind wir also weit entfernt.

Jetzt meine Frage an Sie: Haben Sie in diese Richtung – Stichwort: Parteibuchwirtschaft, Stichwort: Obrigkeitsstaat – schon einmal etwas unternommen oder planen Sie, etwas zu unternehmen? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sie werden verstehen, Frau Abgeordnete, dass ich die Frage Parteibuchwirtschaft im Schulwesen naturgemäß anders sehe. Ich möchte nämlich festhalten, dass allein die Tatsache, dass Sie mit den Neuregelungen bei der Direktorenbestellung nicht zufrieden sind, noch nicht bedeutet, dass es Parteibuchwirtschaft gibt! Ich bin jederzeit bereit, über die Frage des Bestellungsmodus Diskussionen zu führen, so wie etwa auch beim Bestellungsmodus von Primarärzten. Und ich bitte Sie halt um Verständnis, dass ich Ihre Auffassung nicht teilen kann, wenn Sie sich locker hier herstellen und von der Parteibuchwirtschaft in der Schule reden. Ich sehe keine! Die gibt es nicht! Wir haben aber beide das Recht dazu, das politisch so zu sehen.

Zur Frage Obrigkeitsstaat: Wenn jemand so denkt, dann betrachte ich das schon als eine sehr ernste Geschichte. Schulpartnerschaft halte ich nämlich für ganz entscheidend und wichtig. Es ist sehr wichtig, dass junge Leute in der Schule partnerschaftlichen Umgang und Demokratie lernen. Und das bedeutet nicht nur Höflichkeit, sondern das bedeutet Hinhören, Auseinandersetzen, Verständnis für den Anderen und Toleranz. Diese Kriterien müssen allerdings auch eingefordert werden, denn das funktioniert nur, wenn es auf Gegenseitigkeit beruht. Diesbezüglich ist sicherlich auch noch eine ganze Menge zu tun. Da haben wir große Aufgaben vor uns!

Ein Beispiel dafür ist auch, wie manche Eltern mit Lehrern umgehen. Da geht es nicht nur darum, was man gelegentlich in den Zeitungen über irgendwelche Promi-Eltern liest, sondern da ereignet sich im Alltag wirklich einiges! Mir gefällt das natürlich überhaupt nicht, und ich werde mich sicherlich erkundigen, ob es sich da, umgangssprachlich ausgedrückt, um einzelne schwarze Schafe handelt oder ob das eine verbreitete Geschichte ist. In ersterem Fall wird es schwierig sein, da wird man Einzelgespräche führen müssen. In zweiterem Fall wären strukturelle Maßnahmen notwendig, die ich aber gerne zu setzen bereit bin, denn – ich wiederhole mich und schließe damit den Kreis – der partnerschaftliche Umgang gerade auch im Schulbereich ist von essentieller Bedeutung, das kann ich auf Grund der eigenen Erfahrungen mit dem Schulleben, aber natürlich auch als Vater zweier Kinder sagen. Das halte ich für zentral.

Präsident Heinz Hufnagl: Die vierte und letzte Zusatzfrage stellt wiederum Herr Klubvorsitzender Dr Tschirf. – Ich bitte darum.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Ich habe jetzt gehört, dass sich nichts an der Schulstruktur ändern wird und dass sich offensichtlich auch an den Verfassungsstrukturen nichts Wesentliches ändern wird.

Der Herr Finanzminister hat vor Kurzem die Einladung an die Länder gerichtet, unter Umständen im Bereich der Steuern hier einen neuen Weg zu gehen. Welche Sicht hat der Wiener Landeshauptmann hinsichtlich Steuereinhebung? Wir haben vorhin ein klares Plädoyer des Wiener Landeshauptmanns als Föderalisten gehört: Könnte sich der Wiener Landeshauptmann vorstellen, dass da ein klarer föderalistischer Impuls von Wien ausgeht, diesbezüglich Gespräche aufzunehmen und gemeinsam mit dem Finanzminister zu überlegen, wie wir hier für den Wirtschaftsstandort Wien etwas Besseres herausholen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich möchte jetzt die Vorbemerkungen zur Schule übergehen, weil ich glaube, dass eine Feststellung dazu verschiedenen ÖVP-Landeshauptleuten nicht so gut gefallen würde.

Lassen wir das also vorläufig weg und kommen wir zur Frage des Steuerfindungsrechts. – Dazu kann ich sagen kann: Es gibt das Steuerfindungsrecht der Länder schon. Da brauchen wir gar nichts Neues zu erfinden! Die Finanzminister haben gewechselt, aber die Beamten sind offensichtlich geblieben und schreiben dem Finanzminister denselben Blödsinn, den sie vorher geschrieben haben, jetzt wieder. Das ist offensichtlich die Realität.

Wie gesagt: Das Steuerfindungsrecht der Länder gibt es. Es gibt allerdings auch den § 6 Abs 1 der Finanzverfassung, der vorschreibt, dass es – zu Recht – keine „Doppelbesteuerung“ – im Sinne einer Gleichartigkeit – durch öffentliche Gebietskörperschaften geben darf. Das halte ich für eine vernünftige Verfassungsbestimmung. Nachdem der Bund allerdings alles belegt hat, gibt es nur ganz wenige Nischen, wo dieses Steuerfindungsrecht für die Länder auch ausgenutzt werden kann. Ich bin aber gerne bereit, mit dem Herrn Finanzminister darüber zu diskutieren, wo sich der Bund aus der Schöpfung dieser Steuerfindungsrechte zurückzieht, und dort können wir als Länder das dann selbst regeln, und das machen wir fraglos auch gerne. Das ist, glaube ich, eine relativ einfache, partnerschaftlich angenehme Situation, und wir werden versuchen, das so zu lösen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Landeshauptmann.

Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Wer nimmt, muss auch geben: Beihilfen in Wien valorisieren" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Dr Madejski, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wer nimmt, muss auch geben: Das haben schon Kardinäle gesagt. Das ist eine soziale Komponente, und daher haben wir diesen Titel heute so gewählt.

Die Inflation ist in Österreich und natürlich auch in Wien im letzten Mai gegenüber 2006 um 2,1 Prozent gestiegen. Das heißt, wir liegen weit über dem EU-Durchschnitt. Und interessanterweise kann man sich diesmal nicht auf den Ölpreis ausreden, denn der Ölpreis selbst liegt sogar unter dem Niveau von 2006. Auslöser sind bei uns laut WIFO Lebensmittel, Brot, Getreide, Milchprodukte, Energie und Wohnen.

Meine Damen und Herren! Das ist hausgemachte Inflation, denn sonst hätten wir sie nicht in dieser Dimension! Dabei sind aber die jetzige Erhöhung der Tarife der Öffis und der Parkgebühren sowie die Erhöhung der Mineralölsteuer ab vorgestern noch gar nicht berücksichtigt. Das heißt, die Inflationsrate wird laut WIFO im Herbst auf 2,5 Prozent ansteigen und mindestens bis nächstes Jahr Juli/August halten!

Meine Damen und Herren! Das ist ein perfides Spiel von Ihnen, etwa wenn man über die Wohnkosten spricht. Die Wohnkosten bestehen nämlich nicht nur in der nackten Miete, die heute ja schon einen relativ geringen Anteil ausmacht, sondern es kommen vor allem die Betriebskosten hinzu, und die Betriebskosten gestaltet die Stadt Wien, die Kommune und das Land, natürlich größtenteils beziehungsweise zu 100 Prozent selbst. Sie haben die Wassergebühren, die Kanalgebühren und die Müllgebühren erhöht. Gleichzeitig beschließen wir heute voraussichtlich mit Ihren Stimmen das Valorisierungsgesetz.

Das ist eine Todesspirale für Mieter und für alle Beitragsbezieher, vor allem für Bezieher der Wohnbeihilfe; darauf werde ich dann noch eingehen. – Sie erhöhen alle Gebühren. Dadurch steigen die Betriebskosten massiv, weil die Betriebskosten fast schon zu 50 Prozent aus diesen Gebühren bestehen. Somit heizen Sie die Inflation an. Durch die Inflation können Sie früher valorisieren. Und dann steigen die Betriebskosten wieder. Das ist wirklich eine Todesspirale für die Mieter!

Meine Damen und Herren! Eigentlich ist es nicht verständlich, dass Sie diese für Mieter und Beihilfen-
bezieher asoziale Politik weiterführen! Das Mindesteinkommen ist innerhalb eines Jahres von 630 EUR auf 690,06 EUR gestiegen, das ist ungefähr eine 
10-prozentige Erhöhung. Und wenn ich jetzt die Wohnbeihilfe etwas näher beleuchte, dann ziehe ich diese Mindesteinkommen als Basis heran. Das sind nämlich Mindesteinkommen auf Nettobasis, was ja ganz interessant ist. Das Nettoeinkommen beträgt 690,06 EUR, für zwei Personen sind es 1 037,13 EUR, pro Kind gibt es 72 EUR und so weiter. 

Wissen Sie, wie viele Wienerinnen und Wiener dieses Nettomindesteinkommen gar nicht erreichen können? Ein Beispiel: Eine alleinstehende Mutter mit einem Kind bekommt Familienbeihilfe, allerdings nur alle zwei Monate ausbezahlt, von 156,30 EUR. Diese Familienbeihilfe zählt zum Beispiel nicht zu diesem Nettoeinkommen von 690 EUR. Das Kinderbetreuungsgeld beträgt, wenn ich die Familienbeihilfe schon dazu rechne, 450,43 EUR. Diese Frau erreicht also das Mindesteinkommen von 690 EUR gar nicht! Das heißt, sie bekommt überhaupt keine Wohnbeihilfe!

Wissen Sie, wie viele Leute unter dieser Grenze sind? – Es gibt 244 000 geringfügig Beschäftigte! All das scheint an Ihnen, an der SPÖ, an der Gewerkschaft, an allen, vorbeigegangen zu sein! Es ist an Ihnen vorbeigegangen, dass sehr viele Menschen in Österreich dieses Minimum von netto 690,06 EUR, das Sie vorschreiben, gar nicht erreichen! Meine Damen und Herren! Das ist keine soziale, sondern eine asoziale Politik, sowohl von der Bundesregierung als auch von der SPÖ in Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Es gibt heute 55 000 Bezieher von Wohnbeihilfe. Das ist eine massive Steigerung. 1999 waren es 19 000. Das heißt, die Armut greift um sich. Und es gibt viele, die das gar nicht beantragen können, weil sie das Mindesteinkommen nicht erreichen.

Meine Damen und Herren! Wir fordern, dass die Wohnbeihilfe nicht anhand der nackten Miete berechnet wird, denn das wird nichts bringen, weil diese nur alle vier oder fünf Jahre steigt, wenn gemäß Mietvertrag die automatische Valorisierung kommt. Wir fordern, dass die Wohnbeihilfe in Wien in Zukunft mit einem Faktor der Betriebskosten gefördert wird! (Beifall bei der FPÖ.)

In Wirklichkeit sind Sie die Preistreiber, und Sie vermiesen den Leuten das Einreichen!

Meine Damen und Herren! Das Mindesteinkommen für Wohnbeihilfe war vor zehn Jahren – ich habe mir das angeschaut – mit 551 EUR vorgeschrieben. Die jetzigen ominösen 690 EUR bedeuten eine Steigerung um 21 Prozent netto. Da frage ich Sie: Wie viele Österreicher beziehungsweise Wiener haben in den letzten zehn Jahren um netto 21 Prozent mehr im Börsel? Ich werde es Ihnen anhand von WIFO-Zahlen sagen: Die Einkommen sind brutto um nicht einmal 15 Prozent gestiegen. Sie verlangen aber von den Einreichern, dass das Nettoeinkommen steigt. Wo sind wir denn, bitte? Dann passen Sie das geforderte Netteinkommen gefälligst ans Bruttoeinkommen, an die Erhöhung, die die Gewerkschaft bei den Kollektivverträgen aushandelt, an! Das macht eh nur mehr sehr wenig aus!

Der Mindestlohn von 1 000 EUR, den Sie jetzt beschlossen haben, ist ohnedies eine Chuzpe! Und da sind viele nicht dabei. Da sind Teilzeitbeschäftigte, Tagesmütter und 244 000 geringfügig Beschäftigte nicht dabei! Sie haben 300 000 Leute vergessen! Was Sie da in der Bundesregierung machen, ist ja alles nur Schmäh!

Meine Damen und Herren! Valorisieren Sie die Bedingungen, denn sonst werden die Leute in Zukunft immer weniger netto im Börsel haben und um die Wohnbeihilfe nicht einreichen können!

Meine Damen und Herren! Nachdem am 1. Juli die Öffis endgültig erhöht wurden, wenn man keine Vorverkaufsfahrscheine gehabt hat, und Sie heute das Valorisierungsgesetz beschließen, stecken Sie gleichzeitig aber zwei Millionen an Steuergeld ins Ernst Kirchweger-Haus, und man sagt noch groß: Das ist jetzt die Lösung eines jahrzehntelangen Problems! Herr Sperl, der das betreuen wird, sagt: „Natürlich ist das eine politische Entscheidung. Wir glauben, dass soziale Betreuung der richtige Weg ist, durch eine Absiedlung oder Delogierung würde die Situation nur eskalieren.“ 

Dazu sage ich, wie man in Wien sagt: Leiwand! Wer in Wien zerstört, Mitbürger einschüchtert, bewusst nicht arbeitet, demonstriert und provoziert, der wird sozial betreut. Und die Armen, die das Mindesteinkommen nicht erreichen, können nicht für die Wohnbeihilfe einreichen. Wissen Sie, wie viel Tausenden Wienern wir mit zwei Millionen zusätzlich Wohnbeihilfe oder soziale Beiträge zahlen können hätten? – Es wären 10 000 gewesen! Es ist eine Sauerei, dass Sie das Geld denen dort in den Rachen schütten und das als politische Lösung bezeichnen! Alle werden sozial betreut, nur nicht die Mieterinnen und Mieter, die das Mindesteinkommen nicht erhalten, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Leute dort bekommen jetzt einen Mietvertrag. Sie haben aber schon angekündigt, dass sie gar keinen Mietvertrag wollen. Und sie werden sich auch gegen die GesmbH wehren, die sie auch nicht wollen. Aber es ist interessant: Wenn sie wirklich einen Mietvertrag kriegen – und das Mindesteinkommen werden sie durch Notstandshilfe und Sozialbeihilfe erreichen – dann können sie um Wohnbeihilfe ansuchen. Das ist auch gut!

Wenn sie aber keinen normalen Mietvertrag bekommen, sondern nur acht Cent symbolische Miete zahlen, dann bekommen sie zwar keine Wohnbeihilfe, zahlen aber natürlich auch keine Miete. Interessant ist aber, dass Herr Sperl sagt, dass sie die Betriebskosten zahlen müssen. Es ist ja bekannt, dass die Betriebskosten viel höher sind als die Miete. Da werde ich mir anschauen, wer dort ohne Einkommen die Betriebskosten zahlen kann!

Dann beginnt ja quasi das Radl: Ich bin gespannt, ob man diese Leute genauso delogieren wird wie neunköpfige Familien oder andere in Wien, und zwar sehr rasch. Ich bin ich wirklich gespannt, wie dann Ihre Lösung ausschauen wird! Wahrscheinlich wird man den Leuten dort dann auch die Betriebskosten zahlen. 

Meine Damen und Herren! Das ist dort kein Platz für die Anarchisten! Ich bin überhaupt nicht dafür, dass man ihnen ein Haus gibt, aber wenn man ihnen schon ein Haus gibt, dann bitte an einem anderen Standort und nicht um Steuermittel, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Man kann natürlich nicht alle Gebühren valorisieren. Das ist mir vollkommen klar. Aber man muss die Bedingungen valorisieren. Und man muss vor allem bei der Wohnbeilhilfe die Wohnkosten zumindest mit einem prozentuellem Faktor der Betriebskosten berücksichtigen. Und beachten Sie bitte, dass die Voraussetzung für den Erhalt der Wohnbeihilfe wieder unter der Grenze von 690 EUR festgesetzt wird!

Meine Damen und Herren! Tausende haben das Mindesteinkommen nicht und können nicht um Wohnbeihilfe einreichen. Ist das das soziale Wien? – Sicherlich nicht!

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ihre Gebühren‑ und Beihilfenpolitik ist in Wirklichkeit eine Verhöhnung der Ärmsten der Armen in Wien! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit jeweils fünf Minuten begrenzt ist.

StR Ellensohn ist bereits in Warteposition. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Weil ich nur fünf Minuten habe, lasse ich das EKH aus und äußere mich ausschließlich zu den Punkten Sozialpolitik sowie Valorisierung von Gebühren und Kosten. 
Der Vorredner von der FPÖ hat, bis er zum Punkt EKH gekommen ist, erstaunlicherweise ganz einfach recht gehabt. So ist es! Und obwohl ich in nahezu allen Bereichen große Schwierigkeiten mit der FPÖ habe, muss ich festhalten, dass es in der Sozialpolitik eindeutig eine Partei gibt, die weit hinter der FPÖ zurückliegt, nämlich die Österreichische Volkspartei. In der Sozialpolitik kommt bei der FPÖ normalerweise wie das Amen im Gebet neben dem sozialen noch der nationale Aspekt hinzu. Für gewöhnlich betont die FPÖ, dass alle Leistungen, die sie gerne hätte, natürlich ausschließlich Inländern – in Analogie zu einem Arierausweis – zur Verfügung gestellt werden sollen. Das haben Sie heute aber ausgelassen!

Wie wird in diesem Land und in dieser Stadt wirklich mit Gebühren umgegangen? Was wird valorisiert und was nicht? – Die Preise für die Öffis steigen, die Preise für die Bäder steigen, die Kosten für Müll, Wasser und Abwasser werden trotz hoher Gewinne erhöht und so weiter. Ich schicke gleich voraus, dass im Koalitionspakt steht, dass 2008 sämtliche Gebühren erhöht werden sollen, und da sind die ÖVP und natürlich auch die Sozialdemokratie mit dabei, auch wenn man manchmal glaubt, dass wir eine Alleinregierung der ÖVP haben. Es sind also Krokodilstränen, die die Volkspartei vergießt.

Automatische Gebührenerhöhungen sind unsozial, darüber brauchen wir uns nicht lange zu unterhalten. Das ist auch der Sozialdemokratie klar. Es gibt keine Umverteilungswirkung, das trifft Arm und Reich gleich. Sie haben beim Müll, beim Wasser und beim Abwasser ein Plus von 150 Millionen EUR gemacht. Da kann man also nicht mit dem Budget und entsprechenden Notwendigkeiten argumentieren. Trotzdem werden die Gebühren erhöht. Sie erhöhen irgendwo die Einnahmen und zahlen damit andere Dienstleistungen.

Das, was wir statt der Polemisiererei brauchen würden, wäre eine seriöse politische Debatte über öffentliche Dienstleistungen und darüber, was der Staat oder die Stadt nach unserem Dafürhalten zur Verfügung stellen soll. Und anschließend muss man natürlich über die Finanzierung diskutieren. Denn in Wirklichkeit sind diese Valorisierungen der Gebühren, die immer wieder auftauchen, nichts anderes als kleines Flickwerk. Öffentliche Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheit sollen da natürlich enthalten sein, nicht mehr ganz so einig sind sich alle bei der Pflege, wobei ich nicht verstehe, warum die Pflege von Menschen zu einem guten Teil selbst bezahlt werden muss. Wenn ich einen Autounfall habe und ins Spital komme, dann werde ich gepflegt und muss natürlich nichts selber zahlen. Wenn ich hingegen alt und pflegebedürftig bin, dann wird mein Vermögen auf 5 000 EUR reduziert, das ist zumindest der aktuelle Vorschlag, und das verstehe ich nicht!

Wir sollten darüber reden, ob wir eine grüne Grundsicherung, eine rote Minisicherung oder eine schwarze Nullsicherung wollen und welche öffentlichen Dienstleistungen wir in dem Bereich wollen, und auf der anderen Seite sollten wir natürlich auch endlich einmal über die Finanzierung reden. Wir tun so, als ob wir in diesem Land kein Geld hätten, dabei haben wir ununterbrochen ein Wirtschaftswachstum. Es wird immer mehr, das wissen alle, das steht ja jeden Tag in der Zeitung, und alle Parteien äußern sich in dieser Frage ähnlich. Wir sollten darüber nachdenken, ob weiterhin hauptsächlich die Mehrwertsteuer und die Lohnsteuer dafür verwendet werden, um Dienstleistungen zu finanzieren, oder ob wir uns trauen, über Vermögensbezogenheit nachzudenken. 

Gestern bei der Debatte im Parlament haben Karl Öllinger und Birgit Schatz für die GRÜNEN klargestellt, dass wir für vermögensbezogene Steuern sind. Ich habe es hier schon gesagt: In den GRÜNEN haben Sie einen verlässlichen Partner, wenn es darum geht, andere Quellen für Steuern heranzuziehen. Reden wir über ein Volumen von 1 000 Milliarden EUR Privatvermögen und darüber, wie wir einen Teil davon noch bekommen können. Der Vorschlag der GRÜNEN liegt auf dem Tisch. 5 Milliarden EUR von den reichsten 10 Prozent, und 90 Prozent trifft es gar nicht, nicht so wie bei den Gebühren, wo jeder einzelne über seine Betriebskostenabrechnung für die Finanzierung herangezogen wird.

Reden wir über das Vermögen, das in Österreich vorhanden ist. Die reichsten 10 Prozent besitzen in etwa 644 Milliarden EUR, und das wächst jedes Jahr schneller als jedes Mindesteinkommen, schneller als die nicht valorisierten Leistungen wie Notstandshilfe, Arbeitslosenhilfe und anderes. Trotzdem greift dort keiner hin, und auch von der SPÖ erfolgt nur ganz zögerlich einmal eine Wortmeldung dafür und einmal dagegen. Gerade letzte Woche bei der Debatte hat eine einzelne Abgeordnete der SPÖ von diesem Pult erklärt, dass das auf gar keinen Fall in Frage kommt. Das ist etwas erstaunlich für mich! So etwas hätte ich mir von der Volkspartei, aber nicht von der Sozialdemokratie erwartet!

Vermögen ist in Österreich vorhanden. Wenn wir ein gerechtes Steuersystem hätten, dann müssten wir nicht darüber reden, ob man den Müll und die öffentlichen Verkehrsmittel teurer macht, sondern dann wäre das Geld da. 5 Milliarden EUR jährlich tun keinem von den Reichen und Superreichen weh, sie nutzen aber der Stadt, die über den Finanzausgleich, der ja heute beginnt, zusätzlich noch 300 Millionen EUR lukrieren könnte, wesentlich mehr, als mit den Gebührenerhöhungen zur erzielen ist. Reden wir über öffentliche Dienstleistungen und deren Finanzierung! In den GRÜNEN haben Sie einen verlässlichen Partner, wenn es um Vermögenssteuer geht. – Danke

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Abgeordnete hat sich Frau Praniess-Kastner zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde meinen Vorredner StR Ellensohn jetzt 
überraschen, denn ich werde hier nicht über die Bundespolitik sprechen, sondern mich sehr wohl der Wiener SPÖ‑Stadtregierung widmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Diese Stadtregierung, meine Damen und Herren, ist eine Belastungsregierung für alle Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich diese Tatsache anhand einiger Beispiele, die für die Familien in dieser Stadt eine große Belastung darstellen, verdeutlichen. Es erfolgte eine Erhöhung der Bäderpreise um 29 Prozent und eine Erhöhung der Parkgebühr – Parkschein und Parkpickerl – um je 15 beziehungsweise 28 Prozent. Es gab eine Fahrscheintariferhöhung der Wiener Linien, eine Erhöhung des Strompreises und des Gaspreises. Das wurde schon hinlänglich debattiert, und diese Liste würde sich endlos fortsetzen lassen.

Diese Stadt kann ohne Begründung regelmäßig Tarife und Gebühren erhöhen. Das gibt es nirgends in Österreich, und das gibt es europaweit nicht. Aber auch hier ist Wien anders!

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf einen Bereich hinweisen, der auch eine massive Belastung für die Wiener Familien darstellt, nämlich auf den Kindergartenbeitrag, der mit Abstand der teuerste in Österreich ist. Dabei ist die jährliche Anpassung an den Index bereits Realität. Die Kosten belaufen sich mittlerweile auf 271 EUR für ein Kind, das ergibt eine Summe von 3 260,28 EUR pro Kind und Jahr! Dazu kommen Kostenbeiträge für Ausflüge und kulturelle Veranstaltungen. Meine Damen und Herren! Es liegt auf der Hand, dass Familien durch diese Kindergartenbeiträge in Wien massiv belastet werden!

Ein weiteres Thema ist die Schuldnerberatung, bei der die Stadtregierung einmal mehr nicht vorausschauend agiert, sondern Versäumnisse nur notdürftig repariert. Es ist bekannt, dass 2006 3 525 Personen die Schuldnerberatung aufgesucht haben, bis Juni 2007 waren es bereits 2 200 Personen. Demnach ist also mit einer Verdoppelung des Beratungsbedarfs zu rechnen. Bei den 21 BeraterInnen kam es zu einer hohen Arbeitsbelastung, aber bei den Betroffenen kam es auch zu einer Wartezeit von sechs Monaten.

Nun wurde von StRin Wehsely angekündigt, dass neue MitarbeiterInnen aufgenommen werden, fünf bis Ende August und weitere fünf bis Anfang Oktober. Meine Damen und Herren! Das ist aber nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Die prekären Wartezeiten für die SchuldnerInnen werden wahrscheinlich damit nicht einzudämmen sein. 

Auch beim Thema Schulden von Jugendlichen hat die Stadt große Versäumnisse. Wir haben einen Antrag auf Ausbau der SchuldnerInnenberatung und auf verstärkte Fokussierung auf das Problem der Jugendlichen gestellt. Und ich bitte, der Frau Stadträtin, die nicht hier ist, auszurichten, dass auch hier sofortiger Handlungsbedarf besteht. Wir bitten, diesbezüglich im Sinne der Jugendlichen dieser Stadt rasch zu handeln! 

Ein weiteres Thema, das ich auch immer wieder anführe, ist die persönliche Assistenz. Leider ist es auch notwendig, das immer wieder anzuführen: Persönliche Assistenz ist das Konzept für behinderte Menschen, um ihnen ein selbstständiges Leben zu ermöglichen. Mehrere Bundesländer haben bereits im Landesbudget für die Kosten der persönlichen Assistenz Vorsorge getroffen. Ich denke, dass auch eine flächendeckende Ausdehnung in Wien notwendig ist, und ich fordere Sie abermals auf: Treffen Sie rechtzeitig Vorsorge, damit die persönliche Assistenz für behinderte Menschen nächstes Jahr realisiert wird! (Beifall bei der ÖVP.)

Zusammenfassend ist festzustellen: Die SPÖ‑Stadt-
regierung hat die Lebenshaltungskosten der Wienerinnen und Wienern stark verteuert, und besonders sind Familien von diesen Teuerungen betroffen.

Die SPÖ hat zwar klare Visionen für die Zukunft, nämlich laufend die Gebühren zu erhöhen – und das sind Schreckensvisionen für die Wienerinnen und Wiener –, aber die SPÖ-Wien hat keine Visionen für die Bewältigung der vielfältigen Probleme der Menschen in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Die WienerInnen zahlen für Ihre Versäumnisse. Die Rechnung dafür werden Sie bei den nächsten Wahlen bezahlen! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gelangt Abg Wagner.

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine Damen und Herren des Landtages! 

Zu Beginn meiner Rede möchte ich eine grundsätzliche Bemerkung tun: Ich glaube, es wäre unseriös, wenn eine politische Partei, die gestalten will, von Haus aus sagt: Wir werden nie irgendwelche Gebühren erhöhen!

Sie selbst wissen ganz genau, wie es eigentlich 
überall funktioniert: Es werden jedes Jahr Preisanpassungen vorgenommen, manche sind etwas höher, manche etwas niedriger. Diese sind aber notwendig!

Wenn zum Beispiel Herr Kollege Madejski sagt, dass die bösen Gewerkschafter immer zu geringe Lohn‑ und Gehaltserhöhungen verlangen, darf ich Sie beruhigen. All jene, die Kollektivvertragsverhandlungen führen, versuchen für den von ihnen vertretenen Teil das Beste herauszuholen. Wie Sie aber wissen, sind das kommunizierende Gefäße: Es verhandelt nicht die Gewerkschaft mit sich allein und bestimmt, welche Lohn‑ und Gehaltserhöhung der Mitarbeiter eines Unternehmens bekommt, sondern auf der anderen Seite sitzen die Arbeitgeber, die ihre diesbezüglichen Sorgen, Nöte und Ängste darlegen und ihre Bilanzen vorlegen, und dann hat man halt das Problem, dass man sich mit denen einigen muss! Ich sage dazu: Ich würde mir auch immer mehr wünschen als das, was tatsächlich dabei heraus kommt. Der Status quo ist aber einfach zu akzeptieren.

Meine Damen und Herren! Frau Praniess-Kastner ist jetzt wieder mit der schon unzählige Male diskutierten Parkgebühr gekommen. – Dazu darf ich Ihnen sagen: Sie haben offenbar die internationalen Statistiken noch nicht gelesen! Wien liegt mit den Parkgebühren nicht im Spitzenfeld, sondern im unteren Bereich! Vor uns liegen Prag, Zürich, Stuttgart, Berlin, München oder Amsterdam. Ich weiß nicht, welche Vergleiche ich noch heranziehen soll, dass auch Sie persönlich entdecken, dass bei uns die Parkgebühren im Prinzip relativ angepasst und auch von der Höhe her vernünftig sind.

Wenn man natürlich generell immer gegen Gebührenerhöhungen ist, dann passiert es nämlich, dass Gebühren 22 Jahre lang nicht erhöht werden und dass man dann, weil man ja andere Dinge auch noch finanzieren muss, vor der Situation steht, dass man etwas mehr anheben muss, als sonst sinnvoll wäre. – Nichts anderes ist der Hintergrund unserer Beschlüsse und unserer Bestrebungen. Das wird den Wienerinnen und Wienern die Sicherheit geben, dass Gebührenerhöhungen, wenn sie notwendig sind, maßvoll und in geringerem Ausmaß erfolgen, damit man sie im Alltagsleben dann nicht so sehr spürt.

Meine Damen und Herren! Jetzt sage ich noch etwas zur FPÖ: Wenn Sie uns vorwerfen, dass wir zu wenig oder gar nichts tun, dann haben Sie anscheinend vergessen, dass Sie an einer gewissen Misere selbst schuld sind! Sie können sich auf einmal nicht an die Vergangenheit erinnern! Geschichte, meine Damen und Herren von den Freiheitlichen, ist aber nicht teilbar. Sie waren in Regierungsverantwortung, Sie haben jahrelang den Sozialminister beziehungsweise die Sozialministerin gestellt. Da kann ich mich an Namen erinnern, die man teilweise schon vergessen hat, weil diese Personen teilweise so kurz im Amt waren. Ich nenne Frau Sickl, Mitglied der FPÖ, oder Herrn Haupt, bis zu einem bestimmten Zeitpunkt auch Mitglied der FPÖ, sowie Frau Haubner, bis zu einem bestimmten Zeitpunkt auch Mitglied der FPÖ.

Meine Damen und Herren! Was ist da auch in Wien geschehen? – Wir haben 83 500 Sozialhilfeempfänger, davon sind aber 55 000 Richtsatzergänzungsbezieher. Was ist das? – Das ist genau jene Personengruppe, die mit Ihrer Finanzpolitik der letzten Jahre an die Grenze der Finanzierbarkeit gedrängt wurde. Und was macht jetzt das nach Ihrer Interpretation unsoziale Wien? – Wir geben den Leuten zumindest jenes Geld, das sie brauchen, um tatsächlich überleben zu können.

Schauen Sie sich die Zahlen an, dann sehen Sie, was wir im Jahr 2006 gemacht haben! Sie wissen es eh, aber Sie wollen es nicht wissen! Wir haben gerade in diesem Bereich Erhöhungen von 5,22 Prozent vorgenommen, und das betrifft nicht nur die Inflationsrate, meine Damen und Herren!

Heuer haben wir um 1,6 Prozent erhöht, und das ist auch nicht die Inflationsrate, denn diese betrug voriges Jahr 1,5 Prozent, und ein Jahr davor belief sie sich nicht einmal auf die Hälfte von den 5,22 Prozent.

Meine Damen und Herren! Wir haben außerdem noch 12 600 Vollsozialhilfebezieher, 4 400 Dauerleis-
tungsbezieher und 7 000 Mietenbeihilfenbezieher.

Sie vergessen außerdem, dass wir diesen Menschen in den letzten Jahren nicht nur dieses Geld gegeben haben, sondern dass wir auch nachbessern, wo es sozial notwendig ist, etwa durch den Heizkostenzuschuss. Ich gebe schon zu, dass es immer noch zu wenig ist. Aber man muss sich eben das gesamte Leistungspaket der Gemeinde Wien anschauen!

Ich sage jetzt in Richtung der Oppositionsparteien: Ein Vergleich mit Wien macht Sie sicher: Im Unterschied zu allen anderen Bundesländern regressieren wir nicht, da können die Zahlen noch so hoch sein! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Zum Schluss möchte ich Ihnen aber noch etwas sagen, damit es nicht in Vergessenheit gerät: Frau Kollegin Praniess-Kastner! Wir diskutieren die Arbeitsassistenz schon seit längerer Zeit. Das Problem ist aber nicht so einfach. Wenn Sie sich erkundigt hätten, dann würden Sie wissen, dass wir einen Probelauf mit 21 Personen haben.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Bitte kommen Sie zum Schluss!

Abg Kurt Wagner (fortsetzend): Uns kostet dieser Probelauf pro Person und Monat zwischen 5 000 und 7 000 EUR. Da kann man nicht sagen, dass wir nichts tun! Ganz im Gegenteil! Man muss sich allerdings genau überlegen, ob man ein solches System auf Dauer finanzieren kann, weil es keinen Sinn hat, etwas zu tun und zwei Jahre später zu sagen: Wir können uns das nicht mehr leisten! 

So sehen wir verantwortungsvolle Regierungspolitik. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gelangt Frau Abg Matiasek.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mein Vorredner musste jetzt in die Vergangenheit greifen. (Abg Godwin Schuster: Das war die jüngste Vergangenheit!) Aber es ist klar, dass er uns darstellen musste, wie gut und sozial Wien ist. 

Ich könnte jetzt auch in die Vergangenheit greifen, aber es ist halt ein bisserl schwierig, all das in fünf Minuten Redezeit unterzubringen. 

Ich könnte am 1. Jänner 1993 mit den Gebührenerhöhungen beginnen, mit diesem 75-Punkte-Belastungs-
paket, das die Wienerinnen und Wiener seither trifft. Über die flächendeckenden Kurzparkzonen, die auch im Jänner 1993 eingeführt wurden, kann ich bis zur Kanalsteuer et cetera kommen. Ich möchte mich jetzt aber nicht auf diese einzelnen Positionen beziehen, sondern den Fokus mehr auf unser eigentliches heutiges Thema legen.

Wir mussten beim Rechnungsabschluss 2006 über eine Lawine von Belastungen für die Wienerinnen und Wiener sprechen. Natürlich ist es sehr einfach, mit dem Valorisierungsgesetz Gebühren zu valorisieren, auf der anderen Seite bei den Leistungen und Beihilfen aber diesbezüglich nichts zu tun. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es geht mir jetzt aber nicht nur um die Leistungen oder Beihilfen einerseits und die Gebühren andererseits, sondern es geht mir auch um das System, das in Wien herrscht. Mein Vorredner Kollege Madejski hat es schon angeschnitten: Es gibt sehr viele in dieser Stadt, die ein bisserl zu viel haben, um eine Beihilfe zu bekommen, aber sehr viel zu wenig, um problemlos durch das Leben zu kommen.

Dabei geht es nicht nur um die Beihilfen als solche, sondern da geht es um viele Grundgebühren und Grundleistungen in dieser Stadt, die man nicht einzeln als Beihilfe abrunden kann, sondern die einfach alle Wiener und Wienerinnen flächendeckend treffen. Das ist genau dieses ganze Gebührenkonvolut aus Gaspreis, Strompreis, Kanalgebühren, Müllgebühren, Kulturförderungsbeitrag, ORF-Gebühr et cetera. Im Jahr 2007 sind es eben der Gaspreis, der Strompreis, die Erhöhung der Tarife der Wiener Linien, die Erhöhung der Bädergebühren, des Parkens und Sonstiges. Das trifft die Wienerinnen und Wiener ziemlich hart! Das trifft eine durchschnittliche Wiener Familie mit immerhin rund 600 EUR!

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist nicht so wenig, das spüren die Leute in der Geldbörse! Aber viele von ihnen haben eben um das kleine Bisserl zu viel, um auch entsprechende Beihilfen bekommen zu können. Es fallen etwa sehr viele Alleinerzieherinnen genau in diesen Bereich: Sie müssen aber wohnen und leben, und sie wollen ihre Kinder ordentlich erziehen und ihnen eine ordentliche Bildung zukommen lassen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Thema wurde heute schon angeschnitten, und ich kann es Ihnen nicht ersparen, wir werden es immer wieder anschneiden, nämlich das Problem Kindergarten in Wien. Wir haben jetzt mehrmals festgestellt, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist. Für den Kindergarten muss man aber mehr als 3 000 EUR pro Kind pro Jahr hinlegen. Das ist wahnsinnig viel! Das ist so teuer wie in einer Privatschule! Daher kommt jetzt gebetsmühlenartig Ihr Argument mit den entsprechenden Beihilfen beziehungsweise mit den verminderten Gebühren für den Kindergarten.

Damit betreiben Sie genau wieder das, was Sie ja so gerne machen: Sie machen den Bürger gerne zu einem Beihilfenempfänger und Bittsteller. Das ist Ihr System, das kann man sich in vielen Bereichen anschauen, etwa auch bei der Vergabe von Subventionen. Warum vergeben Sie denn in so vielen Bereichen so gerne Subventionen? Warum schaffen Sie nicht ein ausgedehntes Netz an Beratungs- und Betreuungseinrichtungen? Warum wickeln Sie all das über Vereine und Subventionen ab? – Meine Antwort: Damit haben Sie diese Personen wieder in Ihrer Klaue und machen sie zu Bittstellern und zu Subventionseinreichern! (Beifall bei der FPÖ.)

Genau das ist Ihr System, und dagegen sind wir!

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Veronika Matiasek (fortsetzend): Sehr geehrte Damen und Herren!

Dieses System bezeichnen wir als unsozial, weil die Balance zwischen Gebührenerhöhungen einerseits und Leistungsvergaben andererseits in dieser Stadt nicht stimmt!

Ich hatte ein ganz einschneidendes Erlebnis zu Beginn meiner politischen Tätigkeit, nämlich als ich 1991 in Wien Hernals Bezirksvorsteher‑Stellvertreter wurde. Mein damaliger Kollege, Ihr Kollege von der SPÖ, hat zu mir, als wir über die Abwicklung der Sprechstunden gesprochen haben, zu meinem wirklich größten Erstaunen beziehungsweise Entsetzen zuerst von den Bittstellern gesprochen, die immer kommen. Damals war ich wirklich, wie man so schön sagt, von der Rolle! Er sprach wörtlich von den „Bittstellern, die zu uns kommen“! 

Da geht es vielfach nicht um Leute, die wegen Gebühren oder Beihilfen kommen, sondern diese Menschen haben einfach ein anderes Problem, zum Beispiel, dass in ihrem Wohnumfeld die Kreuzung unsicher ist.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Bitte um das Schlusswort!

Abg Veronika Matiasek (fortsetzend): Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Die Wiener Bürger sind keine Bittsteller! Nehmen Sie das endlich zur Kenntnis! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gelangt Frau Abg Cammerlander.

Abg Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident!

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Thema der heutigen Aktuellen Stunde halte ich für sehr interessant, und es wäre wirklich wertvoll, es sachlich zu diskutieren. Die SPÖ schafft es aber immer wieder, ganz egal, um welches Thema es sich handelt, eine Werbekampagne daraus zu machen, und das finde ich sehr schade!

Meine VorrednerInnen haben schon viele Themen angeschnitten. Es wurde über die Wohnbeihilfe und über die SchuldnerInnenberatung gesprochen. Ich möchte gerne auf den Vollzug der Sozialhilfe eingehen. 

Ich gehe jetzt weniger auf die Valorisierung ein, sondern auf die Hürden und Schwierigkeiten, mit denen Menschen konfrontiert sind, um Sozialhilfe zu bekommen. Ich habe mir herausgesucht, was ich tun muss, um Sozialhilfe zu bekommen: Wenn man Sozialhilfe haben möchte, dann muss man zuerst ein Selbstauskunftsformblatt hinsichtlich Personendaten ausfüllen. Das ist eine urlange Liste. Diese Selbstauskunft wird am Tresen der Rezeption übergeben, der Vorsprechtermin kommt sofort per Telefon oder Post. Die Wartezeit für das Vorsprechen kann wenige Tage bis einige Wochen, aber auch bis zu mehreren Monaten dauern. 

Gleich oder später beim Vorsprechtermin erhält man das Informationsblatt für die Beantragung von Sozialhilfe. Um den Anspruch auf Geldleistung aus Mitteln der Sozialhilfe prüfen zu können, werden folgenden Unterlagen von allen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen benötigt. – Ich lese Ihnen jetzt einiges vor, was da gebraucht wird: Meldezettel, Lichtbildausweise, Geburtsurkunde, Staatsbürgerschaftsnachweise, Heiratsurkunde, rechtskräftiges Scheidungsdekret, Kontoauszüge, Mietaufschlüsselung, Pensionsbescheid, Bescheid über Beihilfen und so weiter und so fort. – Bis sie all diese Unterlagen zusammen haben, verzichten viele darauf, und ich hab manchmal wirklich das Gefühl, dass da Absicht dahinter steckt!

Noch ein schöner Satz: „Haftentlassene benötigen zusätzlich die Haftbestätigung und die Bestätigung über die Höhe des Entlassungsgeldes.“ – Man stelle sich vor: Das in der Haft angesparte Arbeitseinkommen von zirka 40 Cent pro Arbeitsstunde wird der Sozialhilfe gegengerechnet! Als ich das gelesen habe, konnte ich es fast nicht glauben! Es kann doch einfach nicht möglich sein, dass man solche Schwierigkeiten macht! So gibt es zum Beispiel keine Freidienstgrenze. Wenn ein Sozialhilfebezieher einen Tag oder eine Nacht beim Straßenkehren oder Schneeschaufeln arbeitet, dann wird ihm die Sozialhilfe für drei Tage gestrichen! 

Da erhebt sich für mich die Frage: Soll die Sozialhilfe nicht eine vorübergehende Hilfe sein, damit man wieder in ein selbstbestimmtes Leben kommt und wieder Sicherheit bekommt?

Stellen Sie sich vor, Ihnen wird von Ihren Eltern oder Großeltern eine kleine Wohnung vererbt, Sie kommen aber in die Situation, Sozialhilfe zu brauchen. Dann müssen Sie zuerst diese Wohnung verkaufen, um überhaupt Anspruch auf Sozialhilfe zu haben! Im Hinblick darauf empfehle ich Ihnen: Arbeiten Sie doch gemeinsam daran, diese Hürden und Hindernisse ein bisschen zu beseitigen!

So gab es zum Beispiel 2006 287 Dienstposten für über 80 000 SozialhilfeempfängerInnen! Überlegen wir uns doch gemeinsam, wie wir diese Strukturen vereinfachen können, um den Mitarbeitern tatsächlich die Möglichkeit zu bieten, Menschen zu beraten und zu unterstützen und sie nicht nur von einem Hindernis zum anderen zu jagen, damit dann doch – dieses Gefühl werde ich, wie gesagt, nicht los – viele auf diese Hilfe verzichten, weil all das so schwierig ist.

Unterstützen wir die MitarbeiterInnen! Schauen wir, dass wir Hürden aus dem Weg räumen und dass Sozialhilfe wirklich das wird, was sie sein soll, nämlich vorübergehende Unterstützung, damit man selbst wieder in ein geregeltes, selbstbestimmtes Leben kommt.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Heidemarie Cammerlander (fortsetzend): Die Sommerpause kommt. Vielleicht denken Sie noch ein bisschen nach und schaffen es im Herbst wirklich, nicht immer nur Werbung für die SPÖ zu machen, sondern sachlich und inhaltlich über die Probleme im sozialen Bereich zu diskutieren, und derer gibt es viele! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Herr Abg Aigner.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Es ist ein offenes Geheimnis, dass die Wiener SPÖ sehr stark reformresistent ist und einen großen Hang zur Festschreibung bestehender Zustände und auch eine hohe Affinität zur Pragmatisierung hat. Das, was wir heute beschließen, ist nämlich nichts anderes als die pragmatisierte Gebührenlawine, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist dies eine Gebührenlawine fernab von zukünftigen Debatten im Gemeinderat, die Stadt wird heimlich, still und leise zum permanenten Inflationstreiber. Und dabei geht es ja nicht nur um die Werterhaltung der Sozialleistungen, sondern es geht auch um die Werterhaltung des Erwerbseinkommens. Gott sei Dank gibt es ja noch genug Menschen, die von ihrem Erwerbseinkommen leben, ihren Unterhalt bestreiten und nicht zum Staat betteln gehen müssen. Genau die Werterhaltung dieser Löhne stellen Sie aber in Frage, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Das Schlagwort sollte sein: Nicht Valorisieren, sondern zuerst einmal Evaluieren. Evaluieren Sie Ihren Verwaltungsapparat, evaluieren Sie die Effizienz Ihrer Dienstleistungserbringung! Dann werden Sie sehen, dass es ein großes Einsparungspotenzial in Ihrem eigenen Apparat gibt! Ich kann Ihnen zurufen: Das Ganze sollte nicht als „Valorisierung von Gebühren“ bezeichnet werden, sondern der Slogan sollte im Hinblick auf das Auslösen von Kostenlawinen lauten: Der Speck muss weg, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie verpflichten die Wienerinnen und Wiener, Ihren Verwaltungsspeck auf Dauer zu erhalten beziehungsweise den Speckzuwachs mitzufinanzieren. Und mit welcher Nonchalance auch unser Herr Landeshauptmann an die Sache herangeht, haben wir ja heute in der Fragestunde gesehen! Die Beantwortung der Frage, welche Uniformen da getragen werden, zeigt: Auch wenn Sie Richtiges tun, tun Sie es organisatorisch falsch! Anstatt dass Sie einen einheitlich ausgebildeten Wachkörper schaffen, entsteht da ein neuer Schrebergarten, indem wir eine weitere Gruppe für die Müllüberwachung ins Leben rufen. – Ich sage Ihnen: Wien braucht weniger Waste Watchers, aber Sie brauchen verwaltungsmäßige Weight Watchers! Dann kommt man nämlich drauf, dass es hier sehr wohl Einsparungspotenziale gibt! (Beifall bei der ÖVP.)
Betten wir das Ganze in einen größeren Kontext ein. Die Vorredner haben schon darauf hingewiesen: Sie sehen den Menschen gern als Bittsteller. Das ist Ihnen das liebste Bild, und Sie sind auf diesem Weg schon ein großes Stück weiter gekommen! Es sind nämlich auch die vielen gemeinnützigen Organisationen, die teilweise städtische Aufgaben wahrnehmen müssen, eigentlich Bittsteller, die Jahr für Jahr um eine Subvention einkommen müssen.

Im eigenen Bereich haben Sie ebenfalls eine Subventionsautomatik: Die Wiener Stadthalle, die zu Ihrem eigenen Bereich gehört, bekommt natürlich alle Gebührenerhöhungen ausgeglichen, und das gilt auch für sonstige Ihnen nahe stehende Organisationen. Die anderen Vereine müssen hingegen Jahr für Jahr kommen, werden dann fünf Jahre eingefroren, und wenn man schön brav und wohlgefällig ist, gibt es vielleicht irgendwann wieder ein bisschen mehr Geld. Meine Damen und Herren! Auch das ist der Bereich der Zivilgesellschaft, der von Ihrer Gebührenlawine betroffen ist.

Ich werde den Verdacht nicht los, dass man uns, wenn die erste Aufregung über Ihre Gebühren-
lawine verraucht ist – und vieles ist ja gut versteckt in Betriebskosten, in Wirklichkeit greift die Stadt aber schamlos zu –, wieder mit Spekulationen betreffend vorgezogene Neuwahlen belästigen wird. Das hat ja auch gute alte Tradition bei der Wiener SPÖ. Denken wir nur daran, wie Sie die letzte Periode ausklingen ließen!

Jetzt ist monatelang ein neues Team präsentiert worden, jetzt sichert man sich noch das Körberlgeld für die nächste Periode, damit man wieder aus dem Vollen schöpfen kann, über Gebühr steigen ja nur Ihre Propaganda-Aufwendungen! Da langen sie ordentlich zu, fernab jeder Inflationsrate. Und dann wird irgendwann einmal die Debatte losbrechen, wann man die Wienerinnen und Wiener wieder vorzeitig zu den Urnen bittet. Das ist sehr leicht zu durchschauen, meine Damen und Herren!

Ich fordere Sie auf: Arbeiten Sie! Lassen Sie den Wienerinnen und Wienern ihr Geld in der Tasche und versuchen Sie lieber, Ihr Leistungsangebot effizienter zu gestalten!

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gelangt Frau Abg Klicka.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Sie sprechen immer von Gebührenerhöhungen und Geldern - das sind sozusagen Preisanpassungen, die die Leistung und die Qualität der Stadt widerspiegeln! (Heiterkeit bei der ÖVP und FPÖ.) Sie wissen ja ganz genau, dass die nicht in irgendein Körberl hineinfallen, wo sich irgendwer dann bereichert, sondern das wird diesen Einrichtungen dafür zur Verfügung gestellt, dass sie ihre Leistungen durchführen und die Qualität enorm erhöhen. (Beifall bei der SPÖ.) Nicht umsonst ist gerade Wien im internationalen Spitzenfeld der Städte mit höchster Lebensqualität! Und wenn Sie sich diese Studie schon einmal genauer angeschaut hätten, dann würden Sie nämlich auch wissen, dass gerade dort die Sozialleistungen ausschlaggebend sind, um in diesem Ranking standhalten zu können und eine derartig hohe Position auch zu erreichen. (Aufregung bei Abg DDr Eduard Schock.) 

Wien ist außerdem das einzige Bundesland, das Menschen, die dauerhaft arbeitsunfähig sind, auch eine Dauerleistung, also einen Pensionsersatz für die SozialhilfebezieherInnen zur Verfügung stellt. Und Sie wissen auch ganz genau, dass dieser Betrag der ASVG-Mindestpension entspricht und dadurch auch ständig immer wieder erhöht und angehoben wird. Wien ist zumindest in diesem Bereich das einzige Bundesland, das die Höhe der Mindestsicherung bei einem großen Teil der BezieherInnen auch erreicht.

Ich möchte jetzt aber auch noch auf das Ernst Kirchweger-Haus zurückkommen. Der Herr Kollege Madejski hat heute davon gesprochen und ich kann dazu nur sagen, ich habe ihn dort am Montag bei der Versammlung nicht gesehen. Aber wen ich dort gesehen habe, das war der Klubobmann der Freiheitlichen Partei in Favoriten, der Kollege Michael Mrkvicka, der sich dort als einziger Debattenredner mit seiner politischen Funktion zum Wort gemeldet hat. Das zeigt ja auch schon deutlich seine Einstellung (Abg DDr Eduard Schock: Wir haben die Versammlung einberufen!) und auch die Wort... (Abg DDr Eduard Schock: Wir haben ja die Versammlung einberufen! – Aufregung bei der FPÖ.) 

Die Aussendungen, die der Herr DDr Schock gemacht hat, weisen alle nur darauf hin, dass Sie jenen Menschen - den Vereinen, die dort sind, und den Menschen, die dort leben - das Dach über dem Kopf wegnehmen wollen! Sie wollen sie hinausjagen! (Abg DDr Eduard Schock: Wir haben sie einberufen! Wir haben sie einberufen! – Weitere Aufregung bei der FPÖ.) Sie stellen für sie keine Unterstützung zur Verfügung (Abg DDr Eduard Schock: Wir haben sie einberufen wegen der Gewalttätigkeit!) und Sie wollen ihnen auch Sozialleistungen streichen! Die sind nicht gewalttätig! (Große Aufregung bei der FPÖ.) Wären Sie dort - ich wohne dort, ich weiß, wovon ich red’, weil ich dort wohne! (Beifall bei der SPÖ.) Und wären Sie dort gewesen, dann würden Sie es auch wissen! 
Es liegen keine polizeilichen Anzeigen vor! Die Menschen sind nicht gewalttätig (Weitere große Aufregung bei der FPÖ.) und wir sind an einem guten Zusammenleben mit den Menschen interessiert. Wir suchen das Gespräch und sie waren auch dort. (Abg DDr Eduard Schock: Wir haben das einberufen!) Und Sie können auch nicht gegen die Demonstrationsfreiheit reden, weil wir in einem demokratischen Staat leben und da ist das auch gestattet! (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Weg, den Sie gehen wollen, das ist der falsche Weg. (Aufregung bei Abg DDr Eduard Schock.) Wir suchen das Gespräch und wir haben in Wien keine Zustände wie in Paris. Wir haben in Wien keine Zustände wie in Kopenhagen, weil wir alle in Favoriten auf der Straße stehen und mit den Menschen reden, sowohl mit den Betroffenen als auch mit den Menschen, die dort leben! 

Aber wenn Sie schon so groß reden, dann würde ich einmal in den eigenen 3. Bezirk schauen und schauen, wie es dort im „Haus der Heimat“ zugeht und welche Menschen dort aus- und eingehen. (Abg DDr Eduard Schock: Das werden wir den Menschen sagen! - Aufregung bei der FPÖ.) Vielleicht könnten Sie einmal vor der eigenen Türe kehren, bevor Sie immer auf die anderen losgehen! (Beifall bei der SPÖ. – Abg DDr Eduard Schock: Wir werden das den Menschen sagen! - Große Aufregung bei der FPÖ.) 


Präsident Johann Hatzl: Sie haben noch eine Minute. (Abg DDr Eduard Schock: Wir werden das den Menschen sagen! – Abg Marianne Klicka verlässt das Rednerpult.)
Die Aktuelle Stunde ist beendet. (Weitere große Aufregung bei der FPÖ.)
Vor Sitzungsbeginn ist ein Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt. Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Die Postnummer 1 betrifft die zweite Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien - Wiener Zuweisungsgesetz - und mit dem das Wiener Stadtwerke - Zuweisungsgesetz - 2. Novelle zum Wiener Stadtwerke – Zuweisungsgesetz - sowie das Wiener Personalvertretungsgesetz - 13. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz - geändert werden. Es haben die Berichterstattung und die Debatte in der vorhergehenden Sitzung stattgefunden.

Gemäß § 127 Abs 1 der Wiener Stadtverfassung findet bei der zweiten Lesung keine Debatte statt und es können auch keine Nebenanträge gestellt werden. Daher kommen wir sofort zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind SPÖ und ÖVP und daher die Mehrheit. Das Gesetz ist in zweiter Lesung damit mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 2 betrifft die zweite Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Abfallwirtschaftsgesetz, das Kanalräumungs- und Kanalgebührengesetz, das Parkometergesetz 2006, das Wasserversorgungsgesetz und die Wiener Stadtverfassung geändert werden. Es ist das Valorisierungsgesetz 2007. Auch hier haben die Berichterstattung und die Debatte dazu in der letzten Sitzung stattgefunden.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die SPÖ und somit ist das Gesetz in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Bevor ich schließe, wünsche ich Ihnen einen schönen, möglichst angenehmen Sommer, den Wienerinnen und Wienern einen besonders schönen Sommer und auch den Gästen, die unsere Stadt und unser Bundesland besuchen, einen angenehmen Aufenthalt! Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen. (Beifall bei der SPÖ.) 

(Ende der Sitzung um 11.07 Uhr.)

